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An das 

Pr ä s i d i u m 
des Nationalrates 

Pa r 1 a m e n t 

I , 
8/sN- �SO/H5 

ÖSTERREICHISCHE HOCHSCHÜlERSCHAff 

Wien, 1986-05-15 
404/wie 

Datum: 1 6. Itl A i 1986 
2 o. �1A119B6 dG� 

I Vertei It ..... _�.:;;:�._�-::. ===::.:.::t.l Betr.: Ste 11 ungnahme der Österrei chi schen I �eM5dttH e 
zum Entwurf eines Bundesgesetzes über den Ausbildungsbeitrag 
für Rechtspraktikanten 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

In der Anlage übersenden wir Ihnen 25 Exemplare unserer Stellungnahme 

zu obigem Entwurf für ein Bundesgesetz.(Mit jeweils einer Beilage) 

Mit freundlichen Grüßen 

!1!r2--do!r;ny ��i eser 
. Generalsekretär 

• 1090 Wien. Liechtensteinstrane 13 
Telefon: 34 65 18-0. Telex: 116 706 OEN A 
Bankverbindung : Zentralsparkasse 697 283 208 
Erste Österreichische Spar-Casse 010-02600 
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Da der VfGH durch sein Erkenntnis vom 5.10.1985 VfGH V 1 3/85-6 den Erlaß 
des BMJ vom 25.8.1960 (Z JMZ 4 260/60 in der Fassung der Erlässe vom 14.7.1970 
Z JMZ 3197 - 20/70 und vom 30.4.1979 Z JMZ 599.00/6-111 1/79) mit Wirkung 
30.9.1986 als gesetzeswidrig im Sinne des Art. 1 39 Abs. 3 lit. a u. c B-VG 
aufgehoben hat, ist der Bundesgesetzgeber verpflichtet, bis Herbst dieses 
Jahres ein entsprechendes Gesetz zu erlassen, sollte nicht ein regelungs­
freier Zustand entstehen. 

Grundsätzlich begrüßt die Österreichische Hochschülerschaft, daß sich der 
Gesetzgeber endlich mit dieser komplexen Materie beschäftigt. Es wäre sicher 
auch für den Gesetzgeber angenehmer gewesen, wenn es nicht erst einer 1ndi­
vidualbeschwerde eines Rechtspraktikanten nach Art. 144 B-VG bedurft hätte, 
um sich mit diesem Problem zu beschäftigen. Bedenklich erscheint uns jedoch, 
daß der Gesetzgeber nicht bereit zu sein scheint, die Gelegenheit zu nützen, 
um endlich den Gesamtkomplex der Rechtspraktikanten zu regeln. 
Denn die ins Auge gefaßte Neuregelung des sog. Ausbildungsbeitrages bildet 
lediglich einen kleinen Ausschnitt dieser komplexen Materie. Es ist zwar 
wünschenswert, daß damit endlich die materielle Sicherheit der Rechtsprakti­
kanten gesetzlich verankert wird. Es geht jedoch nichtan, daß die Grundlagen 
der Rechtspraktikanten heute noch immer in Gesetzen und Verordnungen und 
ministeriellen Erlässen aus der Monarchie zu finden sind. Beispielhaft ver­
weisen wir nur auf das Gesetz über die Gerichtspraxis der nicht im richter­
lichen Vorbereitungsdienst stehenden Rechtspraktikanten vom 24.10.1910 und 
der VO vom 1 2.1.1911, RGBl 1911/5. 
Es stellt sich daher wirklich die Gerichtspraxis als ein "rechtsstaatlich 
und sozialpolitisch defizitäres Rechtsverhältnis" dar. 
Während der Gesetzgeber im Laufe der letzten Jahre in einer wahren "Gesetzes­
euphorie" fast sämtliche Fragen der universitären Ausbildung einer Neuordnung 
zugeführt hat, blieb der Bereich der postuniversitären Ausbildung weitgehend 
unbeachtet. Beispielhaft verweisen wir nur auf die geplanten Gesetze der 
letzten Zeit wie das AUStG oder das Gewi-Nawi-Gesetz. 

Mit der geplanten Regelung wird nur ein verfassungsrechtliches Defizit der 
Gerichtspraxis geregelt, hingegen bleiben markante Regelungsdefizite auf 
arbeits- und sozialrechtlichem Gebiet gänzlich unberührt. 

Um dem Gesetzgeber die markantesten Regelungsdefizite aufzuzeigen, zugleich 
aber auch Beseitigungsvorschläge zu unterbreiten, legen wir unserer Stellung­
nahme den gleichlautenden Aufsatz von Univ. Lektor Dr. Grigg und Univ. Ass. 
Dr. Stolz, erschienen in der ZAS 198 3, Nr. 1 S 7 ff bei. 

Nun zum Entwurf des Rechtspraktikanten-Ausbildungsbeitragsgesetz im Einzelnen: 

Rechtsanspruch auf Ausbildungsbeitrag: 

Zu begrüßen ist, daß mit diesem Gesetz endlich dem einzelnen Rechtspraktikan­
ten gemäß § 1 leg. cit. ein Rechtsanspruch auf diese materielle Abgeltung ein"­
geräumt wird. 

Unserer Meinung nach wäre es sinnvoll gewesen, neben dem Rechtsanspruch auf 
den Ausbildungsbeitrag auch einen ausdrücklichen Anspruch auf die Gerichts­
praxis im Sinne des sog. "Gerichtsjahres" zu statuieren. 

3/SN-250/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 16

www.parlament.gv.at



- 2 -

§ 1 Abs. 2 stellt ausdrücklich fest, daß mit der Zulassung zur Gerichts­
praxis und der Auszahlung des Ausbildungsbeitrages kein Dienstverhältnis 
begründet werde. 
Wir könnten diesem Absatz nur dann zustimmen, wenn der Gesetzgeber endlich 
dieses arbeits- und sozialrechtliche Defizit beseitigen und im Rahmen eines 
eigenen Rechtspraktikantengesetzes diesem Mangel durch eine arbeits- und 
sozialrechtliche Anpassung an einen gewissen Mindeststandard in diesem 
Bereich Abhilfe schaffen würde. 

§ 3 Abs. 2: Dieser Absatz wäre dahingehend zu verbessern, daß der Gesetz­
geber klarste 11 en so 11 te, was unter ei ner "Unterbrechung" der Geri chtspraxi s 
zu verstehen ist. 

§ 3 Abs. 3 wird von der Österreichischen Hochschülerschaft kritisiert. Was 
sol' die Fassung bedeuten, wenn der Rechtspraktikant "ohne Rechtfertigung 
seinen Pflichten" nicht nachkommt. Wir stoßen uns daran, daß diese " Pflichten" 
zu unbestimmt sind und fordern daher eine nähere Konkretisierung entweder 
im Gesetz selbst oder in den erläuternden Bestimmungen. Konkretisiert werden 
sollte nicht nur der Pflichtbegriff sondern auch wer diese Vernachlässigung 
festzustellen hat und die Art der Rechtfertigungsgründe. Damit könnte auch 
endlich der oft mißbräuchlichen Verwendung von Rechtspraktikanten ein 
Riegel vorgeschoben werden. 

Zu den geplanten Änderungen im Gesetz,über die nicht im richterlichen Vorbe­
reitungsdienst stehenden Rechtspraktikanten vom 24.10.1910, RGBl 1911/1 § 7: 
Die in diesem Entwurf ins Auge gefaßte Freistellungsregelung ist sich nicht 
der Weisheit letzter Schluß. 

Die Österreichische Hochschülerschaft möchte daher anregen, diese Regelung 
noch einmal zu überdenken unddabei insbesondere verstärkt auf die Interessen 
der betroffenen Rechtspraktikanten Rücksicht zu nehmen. Es ist zwar klar, 
daß die Bedürfnisse der Gerichte im Vordergrund stehen werden. Dorch darf 
eine solche Neuregelung nicht nur auf Kosten eines Teiles, nämlich der 
rechtlichen und sozial schwächeren Rechtspraktikanten erfolgen. 

§ 8: dieser Punkt ist abzulehnen, da er bedeuten würde, daß eine länger 
als 12  Arbeitstage dauernde Krankheit ex lege als Unterbrechung der Gerichts­
praxis anzusehen ist. 

§ 9: Auch diese geplante Regelung ist einer sachlichen Kritik zu unterziehen. 
Denn damit werden Rechtspraktikanten unnötige Hindernisse in den Weg gelegt, 
eine unterbrochene Gerichtspraxis wiederaufzunehmen, bzw. gilt eine 14-mona­
tige Unterbrechung überhaupt als Beendigung der Gerichtspraxis. 

Abschließend hoffen wir, daß die von uns eingebrachten Kritikpunkte und Vor­
schläge im Begutachtungsverfahren berücksichtigt werden. Der Entwurf 
sollte daher noch einmal umgearbeitet werden. Falls dies aufgrund der vom 
VfGh vorgegebenen Frist nicht mehr möglich sein sollte, mögen unsere Vor­
schläge und Kritik in weiteren Verfahren berücksichtigt werden. 

3/SN-250/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 16

www.parlament.gv.at



, 

- 3 -

Zusammenfassend glauben wir, daß sich der Gesetzgeber nicht mit der 
Neuregelung des Ausbildungsbeitrages zufrieden geben sollte. Vielmehr 
müßte er die Chance wahrnehmen, um so eine einheitliche und effiziente 
Regelung der Rechtspraxis im Interesse der benachteiligten Rechtsprakti­
kanten, aber auch zum Vorteil der Gerichte zu schaffen. 

(1 n 1\) ('! 
! ; lj \ I r i � 

! i J-- � �y� � 
, v Johny Wieser 

Generalsekretär 
Michael Goldinger e.h. 
Vorsitzender c-
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Die Gerichtspraxis - ein rechtsstaatIich und sozialpolitisch defizitäres 
Rech tsverhältnis 

Von Univ.-Lektor Dr. Siegfried Grigg und Univ.-Ass. Dr. Annin Stolz 

Der Gesetzgeber hat im Laufe der letzten Jahre 
viele Fragen der universiIären Ausbildung einer 
Neuordnung zugeführt. Der Bereich der post­
universitären Ausbildung blieb hingegen weitge­
hend unbeachtet. Die vorliegende Arbeit unter­
nimmt es, die Gerichrspraxis in verfassungs-, 
verwaltungs-, arbeirs- und sozialrechtlicher 
Sicht zu analysieren. Markante Regelungsdefizi­
te werden aufgezeigt und Vorschläge zu ihrer 
Beseitigung unterbreitet. 

I. ProblemsteUung 

In der bisherigen juristischen und sozialpolitischen Dis­
kussion haben die Probleme der Gerichtspraxis wenig 
Beachtung gefunden. Das ist darauf zurückzuführen. daß 
die Zeit der Gerichtspraxis nur ein Durchgangsstadium für 
die meisten jungen Juristen darsteIlt. Dennoch ist es 
erstaunlich, daß eine eingehende Erörterung dieses The­
menbereiches noch nicht stangefunden hat. Ein latentes 
Unbehagen an der derzeitigen Form der Gerichtspraxis -
sowohl in inhaltlicher als auch in rechtlicher Sicht - ist 
schon lange vorhanden. 

So wies die Venreterversammlunl! des österreichischen Rechts­
anwaltskammenages bereits 19*8 ui" einem Beschluß darauf hin. 
daß die Rechtspraktikanten .. überwiegend mit mechanischen 
Schreibarbeiten beschäftigt werden und wenig Gelegenheit haben. 
sich mit den wesentlichen Geschäften des richterlichen Dienstes 
veruaut ZU machen"'). In einem Aufsatz aus dem Jahr 1951 wird 
davon gesprochen, daß _dem Rechtspraktikanten die Rolle eines 
interessienen Schreibers zugemutet wird":). Die erste Arbeit. die 
sich überhaupt eingehender mit den hier gestellten Fragen ausein­
andersetzte, trug den bezeichnenden Titel .,Der ausgebeutete 
Rechtspraktikant"l). Am 5. Österreichischen Juristentag im Jahre 
1973 wurde auf die "elende Bezahlung"') der Rechtspraktikanten 
hingewiesen. Auch der zuständige BM Dr. B r o d a  war sich schon 
1970 der drängenden Probleme bev.'U.ßt. als er vor der österreichi­
schen Richterwoche ausführTe: .. Wir haben die Initiative ergriffen, 
damit das Institut des Rechtspraktikanten eine zeitgemäße gesetz­
liche Grundlage erhält"5). Tatsächlich wurde dann auch 1972 ein 
Ministerialentwurfl) erstellt, der die Regelung der Gerichtspraxis 
und das Rechtsverhältnis der Rechtspraktikanten zum Gegenstand 
hane. Einer parlamentarischen Behandlung wurde dieser Enrwurf 
jedoch niemals zugefühn�. 

Abzuwarten bleibt, ob der jüngsten Initiative des BMJ 
eine nachhaltigere Wirkung beschieden sein wird: Für den 
15.2. 1982 hatte das Ministerium zu einer Enquete') einge-

') Vgl F e d e r s ei, Juristenausbildung und Gerichtspraxis. ÖJZ 
1975, 321. Siehe auch den in Reaktion dazu ergangenen Erl des 
BMJ, Z1 1948/6013 in JABI 1948.44. 

2) R a s o v s ky, Zur Reform des Rechtsstudiums, JBl 1951, 
473ff (474). 

') Le n t n e r, Der ausgebeutete Rechtspraktikant. Stb 1968, 
F 17, 2f und F 18, 3. 

A) S c h e i b e n h o f. Diskussionsbeitrag in: Juristenaus- und -fon-
bildung, 5. ÖJT (1973) W5, 83. 

') B r o da, Schwerpunkte der Justizreform, Stb 1970. F 15, 1. 
') BMJ. ZI 2622·20n2. 
1) Vgl dazu auch F e d e r s ei, ÖJZ 1975,320. 
I) Enquete über eine Reform der Richterausbildung am 

15. 2.1982; GZ 350.10if-ID 1/82. 

laden. In den vorbereitenden Unterlagen hiezu hieß es 
jedoch. daß man mit dem derzeitigen Rechtspraktikanten­
gesetz "durchaus das Auslangen finden" könne. 

n. Historische Entwicklung') und Rechtsgrundlagen 
Die Einführung der Gerichtspraxis geht weitgehend auf 

die Bemühungen der Advokatur zurück, eine gute Ausbil­
dung des Berufsnachwuchses zu gewährleisten. Einen 
ersten konkreten Erfolg erlangten diese Bemühungen im 
Jahre 1849: Die Zulassung zur Advokarenprüfung wurde 
an die Voraussetzung einer vierjährigen Rechtspraxis 
geknüpft. Diese mußte zu einem Teil auch bei Gericht 
verbracht werden, was eine Novität darstellteJO). Später 
wurde die Zeit der Gerichtspraxis auf ein Jahr 
beschränkt"), woran auch die neue Advokatenordnung 
festhielt'2). Für Richteramtskandidaten wurde die Dauer 
der Gerichtspraxis mit zwei Jahren festgesetzt"}. 

Die heute bestehende Rechtsgrundlage wurde durch das 
Gesetz über die Gerichtspraxis der nicht im richterlichen 
Vorbereitungsdienst stehenden Reclnspraktikanten vom 
24. Dezember 191014) (im folgenden: Rechtspraktikanten­
gesetz-RpG) geschaffen. Dieses Gesetz bildet mit der dazu 
ergangenen DV vom 12_1.19111S) die zentrale Rechts­
grundlage der Gerichtspraxis. Das RpG und die DV, die 
beide aus der Zeit der Monarchie stammen, sind durch § 5 
Z 3 GOG 1945 wieder in Kraft gesetzt wordenI6). 

Die Rechtsgrundlagen über das Verfahren bei der Auf­
nahme von Rechtspraktikanten in die Gerichtspraxis (bzw 
bei deren Ausschluß von der Gerichtspraxis) finden sich in 
den §§ 16 und 17 des GOG 1896 idgF'}_ Weitere wesentli­
che Bestimmungen für die Gerichtspraxis finden sich in 
zahlreichen Erl des BMJ"). 

m. Regelungsbereiche 
Das RpG enthält grundlegende Aussagen über die 

Gestaltung der Ausbildung. Des weiteren normien es 
einen Rechtsanspruch auf zwei Wochen Urlaub pro Jahr_ 

') Vgl dazu insb He l l w agn e r, Die Reform des juristischen 
Studiums und das Gerichtsjahr, öRdA 1971. 14ft (16). 

'0) VgJ dazu die kaiserliche Verordnung vom 16.8. 1849. 
RGBI 364 und die Verordnung des Justizministers vom 7.8. 1850, 
RGB1328. 

") RGBI 1854/264. 
12) RGBI 1868/96. 
IJ) RBGI 1885/136. 
I') RGBI 191111. 
I$) RGBI 191115. 
16) StGBI 1945/47. Das GOG 1945 wurde von der provisori­

scheu Staatsregierung beschlossen, woran sich zwei Fragen knüp­
fen: Kann durch ein G auch eine V wieder in Kraft gesetzt 
werden? War die provisorische Staatsregierung dabei als Gesetz­
geber oder als oberstes Vollzugsorgan tätig? In VfSlg 1960J3774 
wird ausgefühn, daß die Überleitung von V durch die provisori­
sche Staatsregierung dieser als oberstes Vollzugsorgan auch dann 
zuzurechnen sei, wenn sie dazu die Form des G gewählt habe (vgl 
§ 27 der Vorläufigen Verfassung 1945, StGBI5; Wer n e r, Kann 
der NR V erlassen? JBl 1959, 353ff) 

'1) RGBI 18961217. 
'I) ZU den Quellen vgl FN 19 bis FN 21. 
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8 Grigg und Stolz. Die Gerichtspraxis - ein rechtsstaatlieh und sozialpolitisch defizitäres Rechtsverhältnis ZAS 1983 

Vorschriften über den Austritt aus bzw. die Unterbrechung 
der Gerichtspraxis bilden weitere Regelungsinhalte. 
Ebenso enthält es Bestimmungen über die Konsequenzen. 
die ein Ausschluß aus der Gerichtspraxis nach sich zieht. 
Die DV legt genauere Richtlinien für die Gestaltung der 
Ausbildung fest. 

Auffallend an bei den Regelungen ist, daß sie über 
wichtige Punkte - wie zB über die Aufnahme des Rechts­
praktikanten bzw über dessen Entlohnung - keinerlei 
Bestimmungen enthalten. Es ist zweifellos kennzeichnend 

. für die Situation der Rechtspraktikanten. daß sich etliche 
der essentiellen Regelungen ihres Rechtsverhältnisses 
lediglich in Erl des BMJ finden. Die Entlohnung der 
Rechtspraktikanten - das sog Adjutum - ist in einem Erl 
aus 196019) geregelt. Über den gesetzlichen Urlaubsan­
spruch von 14 Tagen hinaus, werden den Rechtspraktikan­
ten weitere 10 Werktage Urlaub gewährt20); ebenfalls 
erlaßmäßig geregelt sind die genauen Ausbildungsrichtli­
nien21). 

Die Konsequenzen, die sich aus dieser Rechtssetzungs­
praxis ergeben, werden noch im einzelnen zu zeigen sein. 
Vorweg sei angemerkt, daß es unter rechtsstaatlichen 
Erwägungen als völlig unzureichend empfunden wird, nach 
außen wirkende Rechtsbeziehungen mit internen Ministe­
rialerlässen regeln zu wollen. 

IV. Das Praktikaotenverbältnis 

1. D e r  B e s t e l lungsakt  

a )  Privat- oder hoheitsrechtlich? 

Zur Bestimmung des Rechtscharakters des Bestellungs­
aktes ist vorweg zu prüfen, ob es sich dabei um einen 
privat- oder hoheitsrechtlichen Akt handelt. 

Würde man den Bestellungsakt der Sphäre des Privat­
rechts zuordnen, so wäre er als Dienstvertrag zur Begrün­
dung eines Dienstverhältnisses zu werten. Gegen die 
Vertragsinterpretation spricht insb das Rechtsmittel der 
Beschwerde gegen die Verweigerung der Aufnahme gemäß 
§ 16 GOG idgF. Die Tatsache, daß der Ausschluß eines 
Rechtspraktikanten von der Gerichtspraxis durch einen 
hoheitsrechtlichen Aktll) zu erfolgen hat, ist ein weiteres 
Argument gegen eine privatrechtliche Interpretation. Läge 
ein privatrechtliches Dienstverhältnis vor, so könnte dieses 
nur durch Kündigung oder Entlassung bzw durch einver­
nehmliche Vertragsauf]ösung, niemals aber durch einen 
Hoheitsakt beendet werden. Darüber hinaus ist es einhel­
lige Meinung von Lehre und Jud, daß die Gerichtspraxis 
kein privatrechtliches Dienstverhältnis darstellt23). 

b) Die Aufnahme in die Gerichtspraxis bzw deren Verwei­
gerung 

Das RpG bzw die DV enthalten - wie bereits erwähnt -
keine Bestimmungen darüber, wie bei der Aufnahme von 
Rechtspraktikanten vorzugehen ist. Die betreffenden 
Regelungen finden sich in § 16 GOG 1896 idgF, der 
bestimmt, daß die Aufnahme absolvierter Juristen in die 

19) Erl d BMJ v25.8.1960,ZI 426O/6OidFZI 599.00/15-m Ins. 
20) Erl d BMJ v 25.10.1977. ZI 599.00il-1II 1m. 
21) Erl d BMJ v 27. 12. 1976, ZI 6OO.00Ill-III In6. 
ll) § 17 GOG 1896 idgF. 
23) Fed e r s eI, ÖJZ 1975, 320; Le ntner. Stb 1968. F 17. 2; 

VfSlg 195512920; VwSlg 1950/1193 A: VwSlg 1954/3530 A. 

.. ;. �� � �  .. 
Gerichtspraxis dem Präsidenten des OLG zukommt. Der 
Aufnahmswerber hat zu erklären. ob er g.edenke. sich um 
eine Übernahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst 
zu bewerben. Die gewissenhafte Erfüllung der übertrage­
nen Geschäfte und die dienstliche Verschwiegenheit ist 
eidlich zu geloben") (§ 16 Abs 2 GOG 1896). Bei der 
Verweigerung der Aufnahme in die Gerichtspraxis steht 
dem Bewerber gemäß § 16 Abs 1 GOG 1896 das Rechts­
mittel der Beschwerde an das BMJ zu. 

In der Praxis erfolgt die Aufnahme des Rechtspraktikan­
ten in die Gerichtspraxis durch eine formlose Mitteilung. 
Darin wird dem Rechtspraktikanten - unter Berufung auf 
einen Erl des Präsidenten des OLG - seine Zulassung zur 
Gerichtspraxis mitgeteilt. Eine Begründung bzw eine 
Rechtsmittelbelehrung .ist darin nicht enthalten::5). 

c) Interpretation der Mineilung 

Die Kernfrage, die sich auf Grund der dargestellten 
Vorgangsweise stellt, ist jene, welche rechtliche Qualität 
dieser formlosen Mitteilung zuzumessen ist. Bislang wurde 
lediglich herausgearbeitet, daß eine privatrechtliche Deu­
tung - insb eine Interpretation als Dienstvertrag - auszu­
scheiden hat. 

aal Rechtsprechung - Justizverwa1rung? 

Für die Aufnahme von Rechtspraktikanten ist der Präsi­
dent des OLG zuständig. Daran knüpft sich die Frage, ob 
der Bestellungsakt (bzw die Verweigerung der Aufnahme) 
der Staatsfunktion Gerichtsbarkeit oder jener der Verwal­
tung zuzurechnen ist. Nahegelegt wird diese Fragestellung 
insb durch Art 94 B-VG, wonach die Justiz von der 
Verwaltung in allen Instanzen getrennt ist. 

Eine eindeutige Zuordnung des Bestellungsaktes (bzw 
der Verweigerung der Aufnahme) zum Bereich der Justiz­
verwaltung ist aus der Betrachtung der einschlägigen 
Bestimmungen des GOG ru gewinnen: § 16 GOG legt fest, 
daß gegen die Verweigerung der Aufnahme in die 
Gerichtspraxis binnen 14 Tagen eine Beschwerde an das 
BMJ erhoben werden kann:!6). Diese Bestimmung wäre 
jedenfalls verfassungswidrig, wenn man den Bestellungsakt 
dem Bereich der Gerichtsbarkeit zuordnete. 

Ebenso bestätigt auch ein unter Zugrundelegung der 
Versteinerungstheorie gebildeter Justizverwaltungsbegriff 
(Wa l t  e r)Z7) dieses Ergebnis. Für M e r  k 121) ist Justizverwal­
tung die Staatsfunktion, die "Verwalrungsorgane zum 
SubjektU und "die Justiz zum Objel..-r" hat und die .,Vor­
sorge für die persönlichen und sachlichen Erfordernisse der 
Justiz ist". Auch mit dieser Argumentation wird das 
angeführte Ergebnis untermauert. Schließlich wird von 

2') Vgl die Anm bei Sc h a uer, Die Gerichtsorganisationsge­
setze und die Geschäftsordnung der Gerichte 1 (1917) und W e n t­
zel. Gerichtsorganisationsgesetze (1956) 25. 

::5) Die formale Vorgangsweise bei der Verweigerunl! der All!­
nahme konnte nicht in Erfahrung l!ebracht werden. 

26) Diese Regelung scheint im übrigen verzichtbar . weil § 74 
GOG generell bestimmt. daß der BMJ die unminelbare Dienst­
aufsicht über die Oberlandesgerichte zu führen hat. Zur Stellung 
des BMJ in Angelegenheiten der Justizverwaltung "gl �wSlg 
1958/4606 A und VwSlg 1960/3858 A. 

2') Siehe dazu Wa It e r, Trennung von Justiz und Verwaltung 
und Justizverwaltung, JBI 1957. !55ff und ders. Verfassung und 
Gerichtsbarkeit (1960) 21ft. 

2.0) Allgemeines Verwaltungsrechl (Neudruck 1969) 234. 
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Adam ovich-Funk�') die Bestellung von Rechtsprakti­
kanten ausdrücklich als Akt der Justizverwaltung ange­
sprochen. 

Ein Indiz tür die Zuordnung dieses Aktes zum Bereich 
der Justizverwaltung ist abschließend aus An 87 Abs 2 
B-VG zU gewinnen: Darin wird bestimmt, daß sich ein 
Richter bei Besorgung aller ihm nach dem Gesetz und der 
Geschäftsveneilung zustehenden gerichtlichen Geschäfte, 
mit Ausschluß der Justizverwaltungssachen, die nicht von 
Senaten oder Kommissionen zu erledigen sind. in seinem 
richterlichen Amt befindet. Da der Präsident des OLG bei 
der Aufnahme von Rechtspraktikanten als Einzelrichter 
tätig wird und diese Entscheidung ihrem Inhalt nach nicht 
der Rechtsprechung zuzuzählen ist, handelt er dabei als 
Justizverwaltungsorgan.30) 

bb) Anwendbarkeit des AVG? 

Die Zuordnung der Bestellung von Rechtspraktikanten 
(bzw die Verweigerung der Aufnahme) zum Bereich der 
Justizverwaltung wirft das Problem auf, welche Rechts­
grundlage für das Verfahren maßgebend ist. Nur so kann 
über den näheren Rechtscharakter des Bestellungsaktes 
eine Aussage getroffen werden. 

Die grundlegende Bestimmung des § 16 GOG wurde 
bereits erwähnt. Aussagen über die Verfahrensweise bzw 
über die formale Entscheidungsausfenigung sind dem 
GOG 1896 idgF jedoch nicht zu entnehmen. Daß es .,keine 
einheitliche Quelle des Justizverwaltungsrechts" gibt, son­
dern dieses vielmehr auf .,die verschiedensten Justizrechts­
quellen verstreut" ist3!), wurde in der Lit bereits beklagt. In 
der Jud der GH des öffentlichen Rechts wurde der 
Grundsatz entwickelt, daß - in den Fällen des Fehlens \"on 
Verfahrensbestimmungen - aushilfsweise die im A VG 
niedergelegten Prinzipien eines geordneten rechtsstaatli­
chen Verfahrens in der Verwaltung ganz allgemein anzu­
wenden seien3�). Dementsprechend kann auch für den 
vorliegenden Fall von der Anwendbarkeit der Grundsätze 
des A VG ausgegangen werden. 

ce) Bescheidcharakter? 

Ausgehend von der Anwendbarkeit des A VG, stellt sich 
die zentrale Frage, ob die formlose Mitteilung über die 
Aufnahme als Rechtspraktikant (bzw deren Verweigerung) 
als Bescheid iS des §. 58 A VG anzusehen ist. 

Ein Argument für die Interpretation als Bescheid wäre 
zB aus dem Grundsatz der "Geschlossenheit des Rechts-

29) Allgemeines Verwaltungsrecht (1980) 24. 
30) Vgl zur Differenzierung von Gerichtsbarkeit und Justizver­

waltung und zum materiellen Justizverwaltungsbegriff VfSlg 
1952/2422. 1960/3696, 1960/3858, 196515018, 196615426, 1969/6090 
und 1974n376; zum letztgenannten Rundfunkerkenntnis vgJ 
G r o i s s-S c h a n t l-W e l a n. Die· neuere Rechtsprechung des 
VfGH in Rundfunkangelegenheiten, ÖJZ 1979. 113ff; N o w a k. 
Weitreichende Konsequenzen des 1. VfGH-Erkenntnisses zum 
Rundfunkgesetz (insbesondere für den Justizverwaltungsbegriff), 
JBI 1976, 529ff; S p a n n e r. Lebendiges Verfassungsrecht. JBI 
1977.2lf. 

3!) Mer k l, Allgemeines Verwaltungsrecht. 237. 
:U) Vgl dazu die- Nachweise bei Man n l i c h er- Qu e l l. Das 

Verwaltungsverfahren8 (1975) I 47f. Eine Anwendung des Dienst­
rechtsverfahrensG hat - wie noch zu zeigen sein wird - gänzlicb 
außer Betracht zu bleiben. 

quellensystems"ll) ZU gewinnen, da das A VG den Bescheid 
als das zentrale Instrument der einseitigen hoheitsrechtli­
chen Rechtsgestaltung im Bereich der Verwaltung konsti­
tuien und der formlosen Mitteilung ein anderer Rechtscha­
rakter nicht eindeutig zugemessen werden kann. 

Ein durchschlagendes Argument für den Bescheidcha­
rakter stellen Gedanken dar, die im Individualrechtsschutz 
wurzeln: Durch die Zulassung bzw insb durch die Nichtzu­
lassung zur Gerichtspraxis wird die Rechtssphäre des 
Aufnahmswerbers wesentlich berührt - die Absolvierung 
der Gerichtspraxis ist beispielsweise eine notwendige Vor­
aussetzung für die Zulassung zur Rechtsanwaltsprüfung -
weshalb die Bescheidqualifikation als Grundlage zur Effek­
tuierung eines entsprechenden Rechtsschutzes unabding­
bar scheint. § 16 GOG 1896 normien dementsprechend 
ein Beschwerderecht an das BMJ gegen die Verweigerung 
der Aufnahme. Ebenso besteht gemäß § 17 GOG gegen 
den Ausschluß von der Gerichtspraxis ein Beschwerde­
recht. Für den letzteren Fall hat der VwGH erkannt, daß 
gegen die Entscheidung des BMJ eine Beschwerde an ihn 
offenstündel<). Da dem VwGH jedoch gemäß An 131 
B-VG nur die Legitimation zukommt, Bescheide zu über­
prüfen, - die Fälle einer Säumnis- bzw Maßnahmenbe­
schwerde sind begrifflich auszuscheiden - wird durch das 
erwähnte Judikat die Bescbeidqualität dieser Entscheidung 
anerkannt. Würde der VwGH ihr einen anderen Rechts­
charakter zumessen, könnte er weder Beschwerdelegitima­
tion, noch Zuständigkeit anerkennen. Da sachlich gerecht­
fenigte DifferenzierungsmomentelS) nicht auszunehmen 
sind, ist sowohl der Entscheidung über den Ausschluß aus 
der Gerichtspraxis als auch jener über die Aufnahme bzw 
deren Verweigerung Bescbeidcharakter zuzurechnen. 

Weitere Argumente für die Bescheidqualifikation dieser Ent­
scheidungen lassen sich aus der all gemeinen Bescheidjudikatur des 
VfGH ge\\innen: So hat der VfGH festgehalten. da.B ein Verwal­
tungsakt dann als Bescheid anzusehen ist, wenn er ..für den 
Einzelfall bindend die Gestaltung oder Feststellung von Rechts­
verhältnissen zum Inhalt hat"-). Dies gelte auch für Verwaltungs­
akte. die nicht in Bescheidform erlassen werden. sofern ihnen aus 
ihrem Inhalt der Charakter einer individuellen Norm zukommt-). 
Zum gleichen Ergebnis gelangt man, wenn die von der üt als 
unbedingt notwendige Bescheidvoraussetzungen erkannten Krite­
rien der Behördenqualität, der Entscheidwigsbefugnis des Organ­
walters, des Spruches und der Unterfertigunt') zur Anwendung 
gebracht werden: Alle diese Kriterien werden durch die Entschei-

13) S c häff e r, Rechtsquellen und Rechtsanwendung, GA 5. 
ÖJT (1973) I!IB, 34ft; Sc häffer, Verfassungsinterpretation in 
Österreich (1971) 125ff; s aber auch A damov i c h  - F unk. Allg 
Verv.·a1tungsrecht. 182f, die v(,) einer .. relativen Offenheit des 
Rechtsquellensystems" ausgehen, sofern bestimmte Rahmenbe­
dingungen erfüllt sind. 

3<) VwSlg 1947/63 A. 
33) An 7 B-VG in seiner Wirkung als .. allgemeines Sachlich­

keitsgebot"; vgl dazu Adamovi c h, Handbuch des österrejchi­
sehen Verfassungsrechts� (1971) 517ff; A da m o v i ch-Funk, 
Österreichisches Verfassungsrecht (1982) 321; E r m a c o ra . Hand­
buch der Grundfreiheiten und der Menschenrechte (1963) 68f: 
W a l t e r- Ma ver. GrundriB des österreichischen Bundesverfas­
sungsrechts' (982) 353ff (355). 

36) Vgl statt vieler VfSlg 1971/6603 und die darin zahlreich 
zitiene Vorjudikatur. In der neue ren VwGH-Jud kommt es 
hingegen teilweise zu einer stärkeren Rückbesinnung auf fonnale 
Bescheidkriterien (s zB ZfVB 197912.'541); vom Kriterium der 
Rechtskraftfähigkeit hat der VwGH jedoch Abstand genommen 
(VwSlg 1977/9458 A). 

)"T) S dazu Wa lte r-Mayer. Grundriß des Verv.·altungsverfah­
rensrechts= (1980) 137 (mwN). 
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dungsform des Präsidenten des OLG erfüllt . weshalb ihr jedenfalls 
Bescheidqualität zuzuerkennen ist. 

Zu prüfen ist, ob der jeweilige Aufnahmswerber durch 
den Bescheid des Präsidenten des OLG in ein öffentlich­
rechtliches Dienstverhältnis übernommen wird. 

Gemäß § 3 BDG 19793") wird ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis durch die bescheidmäßige Verleihung 
einer Planstelle begründet. Für den Bereich der Gerichts­
barkeit findet sich eine dementsprechende Bestimmung im 
§ 25 RDG-Tlb), während die Ernennung von Richteramtsan­
wärtern im § 1 RDG geregelt ist. 

Die Zahl der Planstellen wird jährlich durch das Bundes­
finanzgesetz festgesetzt. Für den Justizbereich kennt das 
Bundesfinanzgesetz Planstellen lediglich für Richter und 
Richteramtsanwärter; Planstellen für Rechtspraktikanten 
gibt es nicht. Schon aus diesem Grund können Rechtsprak­
tikanten weder auf eine Planstelle iS des RDG noch auf 
eine solche iS des BDG berufen werden. Daher kann -
mangels entsprechender Planstellen - mit Rechtspraktikan­
ten kein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis begründet 
werden. 

Andererseits aber werden den Rechtspraktikanten 
durch ihre Zulassung besondere Pflichten auferlegt, die 
jenen eines Dienstverhältnisses durchaus ähnlich sind (§ 8 
DV zum RpG). Diese Regelungen dienen einerseits dem 
Ausbildungszweck der Gerichtspraxis und andererseits den 
Erfordernissen eines geordneten Dienstbetriebes bei den 
Gerichten; sie allein vermögen aber eine Qualifikation der 
Gerichtspraxis als öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
ohne Systemisierung entsprechender Planstellen nicht zu 
rechtfertigen. Vielmehr wird die Gerichtspraxis als ein 
öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis38) einzustufen 
sein. Seiner Rechtsnatur nach ist dieses Ausbildungsver­
hältnis als ,.Besonderes Gewaltverhältnis")9) anzusehen. 

2. Recht s a n s p r u c h  a u f  A u f n a h me i n  d i e  
G e r i c h t s p r a x i s? 

Weder dem RpG noch dem GOG ist eine Bestimmung 
. darüber zu entnehmen, daß ein absolvierter Jurist einen 

Anspruch auf Zulassung zur Gerichtspraxis hätte. Ande­
rerseits aber schreibt § 2 RAO zwingend vor, daß vor der 
Zulassung zur RA-Prüfung eine Gerichtspraxis zu absolvie­
ren ist. Da die Gerichtspraxis auch nicht durch eine andere 
Ausbildungstätigkeit substituiert werden kann, scheint es 
angebracht, an einen Rechtsanspruch auf Aufnahme in die 
Gerichtspraxis zu denken. Nur das Vorliegen begründeter 
Ausschlußtaibestände könnte demnach unter rechtsstaatli­
chen Erwägungen eine Berechtigung zur Verweigerung der 
Aufnahme darstellen. Vom § 16 Abs 1 GOG 1896 wird 
dem Zulassungswerber ein Beschwerderecht an das BMJ 
für den Fall eingeräumt, daß ihm die Aufnahme in die 
Gerichtspraxis verweigert wird. Weder dem GOG 1896 
noch dem RpG sind jedoch die materiellen Voraussetzun­
gen einer Verweigerung der Aufnahme in die Gerichtspra­
xis zu entnehmen. Ebenso findet sich in keinem der bei den 
Gesetze ein Anhaltspunkt dafür, nach welchen Prüfungsge­
sichtspunkten das BMJ als Rechtsmittelinstanz vorzugehen 

n,) BGBI 19791333 idF BGBI 1982/350. 
l"!b) Vgl FN 80. 
lI!) VwSlg 195413530 A. 
)9) Vgl zu dieser Rechtsfigur N o v a k, Grenzen und Möglichkei­

ten des Legalitätsprinzips, ÖV A  1970, Hf (Uff): Ze i z i n g e r, 
Verfassungsgerichtshof und "besonderes Gewaltverhältnis" , JBl 
1973, 19l. 

hat. Die BeschweTde�öglichkeit des § 16 GOG 1896 
müßte jedoch leerlaufen, wenn es keine materiellrechtli­
chen Grundlagen zu ihrer Effektuierung gäbe. Da solche­
wie erwähnt - weder dem GOG 1896 noch dem RpG zu 
entnehmen sind, ist an die Heranziehung verfassungsrecht­
licher Grundsätze zu denken. In erster Linie käme hierbei 
die Regelung des Art 18 StGG in Betracht. An 18 StGG 
bestimmt, daß es jedermann freisteht, seinen Beruf zu 
wählen und sich für denselben auszubilden. Von der Jud 
des VfGH wird An 18 StGG - der im übrigen ohne 
Gesetzesvorbehalt verankert ist - betont zurückhaltend 
interpretiert:OO) Demnach schützt An 18 StGG nur vor 
solchen historischen Beschränkungen, wie sie "durch frü­
her bestandene Privilegien, ständische oder zünftische 
Bindungen" gegeben warenOO). In der Lit ist diese Interpre­
tation verschiedentlich auf Kritik in der Form gestoßen, 
daß etliche Autoren aus An 18 StGG auch eine positive 
Leistungspflicht des Staates ableiten und so eine soziale 
Komponente dieses Grundrechts betonen: Wohl in zuweit­
gehender Weise wurde die Verpflichtung des Staates, 
Vorsorge für Studentenwohnmöglichkeiten zu treffen") in 
bezug auf Art 18 StGG ebenso hervorgehoben, wie seine 
Verpflichtung zu einer nachfrageorientienen Arbeits­
marktpolitik'2) . 

Für den vorliegenden Fall wäre an eine Interpretation 
des Art 18 StGG in der Form zu denken, daß der Staat -
wenn er die Gerichtspraxis für einen bestimmten Beruf 
schon zwingend vorschreibt - die entspreChenden Möglich­
keiten bereitzustellen hat und dem einzelnen Aufnahms­
werber ein Rechtsanspruch auf Aufnahme zustehf'la). Eine 
im Einzelfall erfolgende Verweigerung der Aufnahme wäre 
an den Kriterien des Gleichheitssatzes gemäß Art 7 B-VG 
zu messen. 

Zu denken wäre allenfalls auch, Art 3 StGG als Argu­
mentationsgrundlage heranzuziehen. Danach sind die 
öffentlichen Ämter für alle Staatsbürger gleich zugänglich. 
Es scheint jedoch zweifelhaft, ob die Funktion eines 

00) A d a m ovi ch-Fu nk, Verfassungsrecbt 347f; Wa l ter­
Mayer, Bundesverfassungsrecht4 38lf und die dort zitierte Lit; 
vgl auch S c h a nt l, Berufsfreiheit, Eigentumsfreiheit und Ver­
tragsfreiheit als die wichtigsten Grundrechte der Wirtschaft, in: FS 
Ko r i n e k  (1972) 129ft. 

41) B inder, Rechtliche Gestaltung des Studentenwohnens: Zur 
Diskussion um ein Studenten- bzw Jugendwobngesetz, in: Osten. 
Hochschülerschaft (Hrsg), Wohnbedürfnisse und Wohnmöglich· 
keiten von Studenten I (1979) 95ff (98). 

42) Haider, Die Freiheit der Berufsausübung im sozialen 
Rechtsstaat, JBI 1978, 359ft (368), ders, Sozialer Grundrechts­
schutz und Jugendarbeitslosigkeit, ÖJZ 1978. 225ff. Ermacora, 
Handbuch 520, vermag aus Art 18 StGG keine positive leistungs­
pflicht des Staates abzuleiten, obwohl auch er die gegenwärtige 
Bedeutung und Wirksamkeit dieses Grundrechts für sehr gering 
(503) hält. Neuerdings vermittelnd iS einer Dynamisierung des 
Grundrechtsverständnisses S pie  I b ü c bl er, Bestand und Bedeu­
tung der Grundrechte im Bildungsbereich in Österreich, EuGRZ 
1981, 675ff (678f) und Zei z i n g e r, Das Recbt auf Bildung in der 
österreichischen Verfassungsordnung, in: FS Klec a tsky II (1980) 
1079ff (1090ff). 

Ga) Wenn auch der VfGH aus An 18 StGG bisher keine 
positive Leistungspflicht des Staates abgeleitet hat, so hat er zB 
beim Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Art 12 StGG) eine 
solche Tendenz bereits angezeigt: Bei befürchteten Gegendemon­
strationen ist demnach nicht die erste Versammlunt zu untersa­
gen, sondern deren ungestörter Ablauf yon der BehÖrde sicherzu­
stellen (vgl VfGH 28.6.1979; B 183,184, 185m = EuGRZ 1980, 
38f). 
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Rechtspraktikanten als öffentliches Amt iS des Art 3 StGG 
anzusehen ist'). Zudem ist die Jud des VfGH zu Art 3 
StGG in ähnlicher Weise'J') zurückhaltend wie jene zu 
Art 18 StGG. 

Letztlich mündet eine Diskussion über einen Rechtsan· 
spruch auf Zulassung zur Gerichtspraxis in die Problematik 
der - in der BRD vieldiskutierten - Konkurrentenklagc'''). 
Da dieses Rechtsinstrument in Österreich noch kaum 
Beachtung gefunden hat, soll diesem Gedankengang hier 
nicht weiter nachgegangen werden. 

3. Der U n t e r s t üt z u n g s b e i t r a g  

a) Entwicklung und Probleme der Rechrsgrundlagen 

Eine wechselvolle und rechtsdogmatisch interessante 
Entwicklung hat der Unterstützungsbeitrag (das sog Adju· 
turn) genommen. In ihm spiegelt sich am nachhaltigsten 
das zähe Ringen der Rechtspraktikanten um Verrechtli· 
chung bzw Verbesserung ihrer sozialen Situation wider. 

Einen Ansatzpunkt stellt bereits ein Erl des Justizmini· 
steriums aus 1908 dar"'). Dieser sah für die Verwendung 
der Rechtspraktikanten außerhalb der Amtsstunden eine 
Entschädigung vor, alJerdings nur nach Bescheinigung 
einer tatsächlichen pekuniären Einbuße. Die nächste ... ich· 
tige Zäsur bildet die parlamentarische Behandlung des 
RpG. Die Aktivitäten des Gesetzgebers blieben zu einem 
guten Teil im Stadium rechtspolitischer Erwägungen stek· 
ken. Im lustizausschuß des Abgeordnetenhauses wurde 
vom Abgeordneten Dr. Lie b e r m a n n  ein Antrag gestellt, 
nach dem § 6 RpG zu lauten habe: "Die Rechtspraktikan­
ten erhalten vom Beginn des zweiten Monats eine Entschä· 
digung von 1000 K jährlich'''!). Diesem Antrag wurde vom 
Ausschuß die Zustimmung mit der Begründung versagt, 
daß durch die "einzig im Belieben des Rechtspraktikanten 
gelegene, vom Staate gar nicht abzuweisende Tatsache des 
Eintritts des Praktikanten, sonach ohne oder selbst gegen 
den Willen des Staates auf dessen Seite die materielle 
Pflicht der festen Besoldung geschaffen würde, was der 
Natur des freien Vertrags - respektive Verpflichtungsver­
hältnisses entschieden widerspricht .... ). Diese Argumenta­
tion nimmt auf das Rechtsinstitut des Kontrahierungszwan· 
ges Bezug, was insofern erwähnenswert erscheint, als 
dieser auch heute in der Diskussion um die Ausgestaltung 
des Rechtsverhältnisses und über sozialrechtliche Besser­
stelJungen eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt. Als 
Minoritätsvotum der Abgeordneten Dr. Lieberma nn, 
Dr. Winter  und Dr. Renner  angemeldet, vrurde dieser 
Abänderungsvorschlag des § 6 RpG jedoch zurückge­
zogen4$). 

'3) VfSlg 1975n593. 
'3<) Vgl zB VfSlg 1925/415; 19�8!1689; 1949/1881: 1953':!60:!; 

195612982. 
'3.) Vgl dazu in Osterr. VfSlg 1979/85:!4, 1976 '7�3. 1970:6151. 

VwSlg 1974/8643 A, 1979/9929 A sowie in der BRD Pitsch as, 
VeJ"\\'aJtungsgerichtlicher Erwerbsschutz im Personenbefärde­
rungsrecht durch Konkurrentenklage'.' Gewerbearchi\' 1981. :!16ff: 
Fi nkein b u r g, Über die Konkurremenklage im Beamtenrecht. 
DVB11980, 809ff u Fr i e h e. Die Konkurrentenkla�e cecen einen 
öffentlich-rechtlichen Subventionsvertrag. DbV 1980� 673ff. 

"') Vgl dazu den Bericht des J.ustizaus�chusses ür.er den Geseu· 
entwurf betreffend die Gerichispraxis der nicht im richterlichen 
Vorbereitungsdienste �ehenden Rechtspraktik:mten. 937 Blf Sten 
Prot Abg Haus XX. Session. 4. 

'!) Sten PrOt Abg Haus XX. Session. 4758, 
<16) 937 Big Sten Prot Abg Haus XX. Session. 4. 

Vom Abgeordnetenhaus'angenommen wurden hingegen 
zwei Resolutionen. Die eine erachtet die Vereinheitlichung 
des Vorbereitungsdienstes für Gericht, Anwaltei und Nota­
riat für zweckmäßig; von ihr wird an anderer Stelle zu 
handeln sein. Die zweite spricht den Wunsch aus, den 
Rechtspraktikanten nach einer gewissen Dauer zufrieden­
stellender Verwendung für ihre dem Staate geleisteten 
Dienste eine Vergütung zu gewähren. Zudem verlangt sie, 
in Abänderung des obzitierten Ministerialerlasses eine 
kundzumachende V über eine generelle Vergütung von 
Überstunden ohne die als demütigend empfu'ndene 
Bescheinigung der pekuniären Einbuße. Dies ist ein Indiz 
dafür, daß dem Gesetzgeber bereits damals die Rechtsform 
des Erl für die Regelung des Unterstützungsbeitrags nicht 
geeignet erschien"). 

-

Nach der parlamentarischen Beschlußfassung über das 
RpG wurde das Justizministerium in zweierlei Hinsicht 
tätig: In einem aus 1911 datierenden Erl") wurde die 
Ausdehnung des aus 1908 stammenden Adjutums-Erl auf 
die Praxis bei BG angeordnet. Eine 1912 ergangene V<9) -
ebenfalls nur im Justizministerialverordnungsblatt kundge· 
macht - hob die vorzitierten Erl auf und führte eine 
generelle Entschädigung der lustizkandidaten im Falle 
ihrer Verwendung außer den Geschäftsstunden ein. 

Wesentlich massivere soziale Fortschritte konnten die 
Richteramtsanwärter für sich verbuchen. Ihnen wurde 
bereits im Art i Abs 3 lit c der Dienstpragmatik ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung eines Adjutums einge· 
räumt!lO). 

Ein von der außerdienstlichen Verwendung losgelöster 
Unterstützungsbeitrag für Rechtspraktikanten wurde erst 
mit Erl des BKA vom 12. 3.1926, Zl 201760, eingeführt. 
Dieser Erl entbehrte allerdings jeder Rechtsgrundlage. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte die Wiedereinfüh­
rung des Adjutums und es ergingen weitere Erl, wiederum 
ohne gesetzliche DeckungSI). 

Die derzeitige Rechtsgrundlage bildet der Erl des BMJ 
vom 25. August 1960, Zl 4260/60 idF des Erl vom 
22. Dezember 1978, Zl 599.00115-IIIIl.n8. Demnach kann 
Rechtspraktikanten auf ihr Ansuchen während der Dauer 
der Gerichtspraxis unter der Bedingung ihrer Vollbeschäf· 
tigung, einer tadellosen Dienstleistung und unter der 
Voraussetzung eines einwandfreien dienstlichen und 
außerdienstlichen Verhaltens"ein monatlicher Unterstüt· 
zungsbeitrag bewilJigt werden. Auf die Gewährung besteht 
demnach kein Rechtsanspruch52). Die Höhe des Adjutums 
beträgt monatlich 70% des jeweiligen Gehaltes des Rieb­
teramtsanwärters vor Ablegung der Richteramtsprüfung 
einschließlich allfälJiger Teuerungs· und Ergänzungszula-

'") 937 Blg Sten Prot Abg Haus XX. Session, 11 . 
.... ) JMVBI 1911111. 
") JMVBI 1912143. 
�) RGBI 1914/15. H e l l e r-Koc ian-Sch u b e r t, Das öster­

reichische JustizveJ"\\·aJtungsrecht (1969) 617 (FN 6) nehmen irr­
tümlich an, daß diese Bestimmung auch für Rechtspraktikanten 
Gültigkeit hatte. Dagegen spricht die Tatsache, daß die DP nur 
auf bereits in den richterlichen Vorbereitungsdienst übernommene 
Rechtspraktikanten (Richterarntsanwäner) Bezug nimmt. 
Keineswegs bezieht sie sich auf nicht im richterlichen Vorberei­
tungsdienst stehende Rechtspraktikanten. 

!!) Vgl dazu Z 11 des Erl des BMJ, Zll960/4260. mit der ältere 
Erl aufgehoben wurden. 

!:) Diesen Umstand verkennt BM Dr. B ro da. wenn er das 
Bestehen eines diesbezüglichen Rechtsanspruches behauptet: vgl 
Sten Prot J'.."R 13. GP, 5972. 
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gen. Außerdem \\;rd nach je dreimonatiger ununterbro­
chener Gerichtspraxis eine Sonderzuwendung in der Höhe 
von 50 vH des monatlichen Unterstützungsbeitrages 
gewährt. Wird die Gerichtspraxis unterbrochen oder erst 
nach Monatsanfang begonnen oder vor dem Monatsletzten 
beendet , so ist nur der aliquote Anteil zu leisten. 

Die oben bereits dargelegten verfassungsrechtlichen 
Bedenken gegen diese Regelung erhärten sich, wenn man 
einen Blick auf das Ausbildungsverhältnis der P r o b e l eh­
r e r  wirft53). 

Die Prüfungsvorschrift für das Lehramt an Mittelschulen�) sah 
im § 20 Z 1 1  ausdrücklich vor, daß aus der Ablegung des 
Probedienstes dem Probelehrer keinerlei Anspruch auf ein Entgelt 
erwächst. Dennoch konnte bereits laut Er) des BMU vom 15. Juni 
1937, ZI 15376 ein Unterhaltsbeitrag unter bestimmten Vorausset­
zungen gewähn werden. Diese Praxis wurde nach dem Zweiten 
Weltkrieg beibehalten. Aus Anlaß einer Bescheidbeschwerde 
hegte der VfGWS) Bedenken gegen die Gesetzmäßigkeit der 
betreffenden Erl und leitete von Amts wegen ein VerordnungspTÜ­
fungsverfahren ein. In der Folge wurden einige Erlässe des BMU 
betreffend Probelehrer als gesetzWidrig aufgehobenS6). In den 
EntscbeidungsgrüDden ging der VfGH von zwei Gesichtspunkten 
aus: Einerseits rügte er die Rechtsform des Er!. Da die in Prüfung 
gezogenen Erl nicht nur an nachgeordnete Dienststellen geriChtet 
seien, sondern auch das Rechtsverhältnis der Probelehrer gestalte­
ten, seien sie als Rechtsverordnungen anzusehen. Als solcbe 
wären sie jedoch nach § 2 Abs 2 lit f des BGBlOS') im BGBI 
kundzumachen gewesen, weshalb die Erl schon aus diesem 
Grunde gesetzWidrig seien. Andererseits stellte der VfGH fest, 
daß für den Inhalt der in diesen Erl getroffenen Regelungen in 
Widerspruch zu Art 18 Abs 2 B-VG jede gesetzliche Grundlage 
fehle. 

In der Folge wurde vom NR das BG über die Ausbildungsbei­
trage für Probelehrer einstimmig besch1ossen5l!). Im § l ieg eit wird 
- wie aus den EB zur RV") unzweifelhaft hervorgeht - im 
Gegensatz zur bisherigen Rechtslage, ein Rechtsanspruch auf 
Gewährung eines monatlichen Unterstützungsbeitrages für die 
Dauer der Einführung in das praktische Lehramt begründet. 
Damit wird ein subjektives und durchsetzbares Recht auf Entloh­
nung eingeräumt. Dieser Zustand wäre bei Rechtspraktikanten 
zwar de lege ferenda WÜDSChenswert, auf Grund der oben bereits 

. geschilderten rechtlichen Situation ist er aber de lege lata in keiner 
Weise verwirklicht. 

b) Die steuerliche Behandlung 
Die B etrachtungen über den Unterstützungsbeitrag der 

Rechtspraktikanten müßten ein Torso bleiben, würde man 
ihnen nicht einen Exkurs über die steuerliche Behandlung 
des Adjutums anschließen. 

Ausgangspunkt der Betrachtungen ist das Steuerände­
rungsgesetz 1946«1). Es führte in seinem Art TI eine Ände­
rung des § 3 des EStG61) herbei. § 3 Z 6 leg eit hatte 
demnach zu lauten: "Steuerfrei sind Bezüge aus öffentli­
chen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, 

53) Im folgenden sollen Vergleiche zu anderen postuniversitären 
Ausbildungsverhältnissen immer dann gezogen werden, wenn 
daraus fruchtbringende Anregungen für eine Neugestaltung der 
Gerichtspraxis gewonnen werden können. 

"') BGBI 19371271 .  
53) VfSlg 1972/6790. 
S6) VfSlg 1972/6786. 
"') BGBI 19721293 idgF. 
SI) BGB1 1 973/170 idF BGBI 19811307. 
SO) 604 BIgNR 13. GP, 2. 
«I) BGBI 1946/171. 
61) DRGBI I S 297 idF der SteuervereinfachungsV, DRGBI I 

S 202. 

die wegen Hilfsbedürftigkeit oder als B eihilfe für Zwecke 
der Erziehung oder Ausbildung, der WiSsenschaft oder 
Kunst bewilligt werden". In weiterer Folge wurde diese 
Bestimmung unverändert in den § 3 Abs 1 Z 6 des EStG 
1953, den § 3 Abs 1 Z 6 des EStG 1967 und den § 3 Abs 1 
Z 5 EStG 1972�) übernommen. 

In seinem Erk vom 3. 10. 1952 hob der VwGH"') den 
angefochtenen Bescheid, mit dem die FLD für OÖ es 
abgelehnt hatte, dem Bf jenen Betrag zu vergüten, der 
diesem bei der Auszahlung der Unterstützungsbeiträge 
während seiner Beschäftigung als Rechtspraktikant bei 
Gerichten im Sprengel des OLG Linz an Lohnsteuer 
abgezogen worden war, wegen Rechtswidrigkeit seines 
Inhaltes auf. In den EntscheidungsgTÜnden bejahte er die 
Frage , ob sich die Unterstützungsbeiträge der Rechtsprak­
tikanten als Beihilfen für Zwecke der Ausbildung darstel­
len. Er führte ua aus, daß sowohl die Rechtsanwaltsord­
nung als auch die Notariatsordnung für die Erlangung der 
Befähigung zum Rechtsanwalt oder zum Notar eine mehr­
jährige Berufsausbildung vorsehen. Zu dieser gehöre auch 
eine Gerichtspraxis.  Die Einrichtung der Gerichtspraxis sei 
also nicht geschaffen worden, um dem Gericht Arbeits­
kräfte zu verschaffen. Vielmehr solle sie in erster Linie der 
Ausbildung der Rechtsanwaltsanwärter dienen. Stehe aber 
sonach bei der Einrichtung der Unterstützungsbeiträge 
nicht der Entlohnungszweck, sondern der Zweck der 
Förderung der Berufsausbildung einko�ensloser Rechts­
anwaltsanwärter im Vordergrund, dann sei auf diese 
Unterstützungsbeiträge die Befreiungsbestimmung des § 3 
Z 6 EStG (gemeint hier: EStG 1939 idF des Steuerände­
rungsgesetzes 1946) anzuwenden. Auf das obzitierte Erk 
nimmt auch ein Durchführungserlaß des BMF zum EStG 
1953") Bezug. Darin wird ausgeführt, daß als Beihilfen aus 
öffentlichen Mitteln für Zwecke der Erziehung oder Aus­
bildung auch die Unterstützungsbeiträge für Rechtsan­
waltsanwärter während ihrer Beschäftigung bei Gericht 
anzusehen sind. 

Wiederum wurde ein Steuerbescheid der FLD für OÖ 
Gegenstand der Überprüfung und nachfolgenden Aufhe­
bung durch den VwGH65). In seinen EntscheidungsgrüDden 
geht der VwGH zunächst davon aus, daß die Rechtsgrund­
lage für die Unterstützungsbeiträge für Rechtsanwaltsan­
wärter in der Gerichtspraxis nach wie vor ausschließlich Er! 
des BMJ darstellen. In diesem Punkt sei gegenüber der 
Rechtslage, wie sie im Zeitpunkt des Erk vom 3. 10. 195213) 
bestanden habe , keinerlei Änderung eingetreten. Damit 
moniert der VwGH noch einmal, daß fü:r die Gewährung 
der Unterstützungsbeiträge keine gesetzliche Regelung 
bestehe und führt dann weiter aus, daß die seither eingetre­
tenen Änderungen sich ausschließlich auf sozialrechtliche 
Verbesserungen der Stellung der Rechtspraktikanten und 
auf die ziffernmäßige Erhöhung der ihnen zufließenden 
Vergütung bezögen06). Beides vermöge jedoch am Charak­
ter dieser Vergütung als einer .,Ausbildungsbeihilfe" (§ 3 
Z 5 EStG 1972) nichts zu ändern. In Entsprechung dieses 
Erk wies das BMF das Zentralbesoldungsamt an. ab 

62) BGBI 1954/1 ; 1967l268; 19721440. 
13) VwSlg 19521633 F. 
") Erl BMF v 30. 1 . 1954, Z1 8400 (AöF VIl. Jg. Nr 30). 
6S) VwSlg 1976/5013 F. 
...) In diesem Erk stellt der VwGH im übrigen fest. daß die _in 

Österreich eingetretenen sozial rechtlichen Verbesserun2en zu 
einem ohnehin bescheidenen Teil auch den in Ausbildung

�
hegrif­

fenen Akademikern zugute gekommen sindM_ 
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Jänner 1977 die Lohnsteuer vom Unterstützungsbeitrag 
nicht mehr einzubehalten und die Rückzahlung der seit 
1 .  Jänner 1974 einbehaltenen Lohnsteuer umgehend zu 
veranlassen" ) .  

I m  Zuge der EStGNov 1978"') wurden die i m  § 3 Z 5 
erwähnten .. Beihilfen für Zwecke der Erziehung oder 
Ausbildung" von der Steuerbefreiung ausgenommen. Im 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses69) über den 
diesbezüglichen Initiativantrag der Abgeordneten D a  1 1  i n­
ger und Genossen heißt es lapidar: ,.Ausbildungsbeihilfen, 
bei denen der Emlohnungszweck im Vordergrund steht 
(zB bei Rechtspraktikanten) sollen von der Steuerbefrei­
ung des § 3 Z 5 EStG ausgeschlossen werden" . Damit hat 
der Gesetzgeber den durch die Jud des VwGH beschritte­
nen Weg verlassen. Bei gleichzeitigem Festhalten am 
Grundsatz, daß die Gerichtspraxis ein Ausbildungsverhält­
nis sei, für welches ein Unterstützungsbeitrag gewährt 
werden ka nn, 'wird das Adjutum steuerrechtlich den 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit iS des § 2 Abs 3 
Z 4 EStG 1972 gleichgesetzt. Durch diese Doppelgleisig­
keit in der Betrachtungsweise ist aber genau jenes Phäno­
men eingetreten, welches der VwGH in seiner Jud pein­
liehst vermieden hatte: nämlich die Verwechslung von 
Höhe und Grund eines Anspruches. Denn ob eine Ausbil­
dungsbeihilfe vorliegt, hängt in erster Linie davon ab, aus 
welchem Grund sie gewährt wird, während ihre Höhe nur 
dann eine Rolle spielen kann, wenn der Grund zweifelhaft 
ist. 

Den vorläufigen Schlußstrich in der vorhin skizzierten 
ambivalenten Entwicklung stellt der Er! des BMJ vom 

. 22. 12. 1978 (Zl 599.00/15-III InS) dar, mit dem der Unter­
stützungsbeitrag auf monatlich 70% des jeweiligen Gehal­
tes des ungepTÜften Richteramtsanwärters erhöht wurde, 
um die durch die eingeführte Besteuerung erwachsenden 
finanziellen Auswirkungen zumindest teilweise zu mildern. 

4. D i e  A u s b i l d u n g s r i c h t l i n i e n  

Das RpG enthält nur einige wenige die Ausbildung 
betreffende Grundsätze. § 2 bestimmt, daß die Praxis beim 
GH und beim BG wenigstens je vier Monate dauern muß. 
Gemäß § 5 darf der Rechtspraktikant nicht länger als drei 
Monate ausschließlich in Strafsachen verwendet werden, 
wenn die Gerichtspraxis nur ein J ahr dauert. § 3 weist die 
Leitung der Gerichtspraxis dem Vorsteher jenes Gerichtes 
zu. dem der Rechtspraktikant jeweils zugeteilt ist. Eine im 
§ 4 RpG enthaltene GeneraIklausel, wonach die Verwen­
dung während der Gerichtspraxis so einzurichten ist, daß 
die Rechtspraktikanten Gelegenheit erhalten, als Schrift­
führer und durch Teilnahme an der Bearbeitung der bei 
Gericht vorkommenden Angelegenheiten die gerichtlichen 
Einrichtungen und Geschäfte kennenzulernen, deren 
Kenntnis für den Beruf, dem sie sich zuwenden woUen, von 
Bedeutung ist, bildet den zentralen Tatbestand. 

Nur in Teilbereichen konkreter ist die DV zum RpG . So 
bestimmt § 5, daß bei größeren Gerichten die Rechtsprak­
tikanten gleichzeitig oder nacheinander so vielen Abteilun­
gen zuzuweisen sind, daß sie aUe großen Geschäftsgruppen 
des Gerichtes kennenlernen. § 7 sieht die Mitwirkung an 

") Vgl dazu deTL Erl des BMJ v 30. 12. 1976. ZI 599.00/12-III 
1176. 

OE) BGBI 1978/57l. 
.. ) 1061 BIgNR 14. GP, 1 .  

der Entgegennahme mündlicher
' 

Vorbringen vor und § 9 
schließt die dauernde Verwendung der Rechtspraktikanten 
in der Gerichtskanzlei aus. Die Zentralnorm bildet § 6, 
welcher eine dem Ausbildungszweck der Praxis widerspre­
chende Ausnutzung der Arbeitskraft des Rechtspraktikan­
ten für unzulässig erklärt und diesen Grundsatz dahinge­
hend konkretisiert, daß die Bearbeitung von Geschäfts­
stücken mit einfacher von vornherein feststehender Erledi­
gung, insbesondere die Ausfüllung von Formularen, dem 
Rechtspraktikanten nur in dem Umfange übertragen wer­
den darf, als es der Unterrichtszweck der Gerichispraxis 
erfordert. Entsprechend fortgeschrittene Rechtspraktikan­
ten sind zur Ausarbeitung von Urteils- und Beschlußent­
würfen heranzuziehen. Schließlich soll die Tätigkeit des 
Rechtspraktikanten als Schriftfühi'er nicht bloß darin 
bestehen, daß er Vorgesagtes nachzuschreiben hat. 

Sowohl von den Rechtspraktikanten als auch von den 
Rechtsanwaltskammern wurde Beschwerde beim BMJ dar­
über erhoben, die Tätigkeit der Rechtspraktikanten 
erschöpfe sich in der Aufnahme von Protokollen in KUIZ­
schrift, im Abdiktieren und oft sogar im Übertragen von 
Mitschriften in die SchreibmascbinelO). 

In der Folge wies das BMJ die Präsidenten der OLG an, 
Rechtspraktikanten nicht als Ersatz für Schreibkräfte anzuseben. 
Der Schriftführerdienst sei auf den Ausbildungszwcck der 
Gerichtspraxis zu beschränken und die Rccbtspralttikanten seien 
zu konzeptiver Arbeit heranzuziehen. Wohl aber könnten gewisse 
Stenographiekenntnisse vorausgesetzt werden, soweit sie für den 
Schriftführerdienst und die sonstige Ausbildung notwendig sind7l). 

Auch dabei ist die Gesetzgebung auf halbem Wege stehenge­
blieben, wie die Entstehungsgeschichte der sog ..schallträger"'­
Novelle zur ZPO'!2) beweist. Ursprünglich war die Einführung von 
Schallträgem sowohl für das Zivil- als auch für das Strafverfahren 
vorgesehen. Da man sich über die Abfassung von Tonbandproto­
kollen im StrafprozeB nicht einigen konnte, wurden Schallträger 
lediglich für das Zivilverfahren zugelassen. 

Damit wurde die Chance, durch eine diesbezügliche Reform 
der StPO den Rechtspraktikanten die Schriftführerdienste auch im 
Strafverfahren weitestgehend abzunehmen, nicht genützt. Von 
den ursprünglichen - zumind.est in Ansätzen erkennbaren -
Absichten blieb eigentlich nur der programmatische SatZ in den 
EB zur RV übrig'!2), daß bei der Neuordnung des Strafprozeß. 
rechts noch einmal eingehend die Möglichkeit geprüft werden 
wird, auch das strafgerichtliche Verfahren durch Verwendung von 
Schallträgem zu entlasten.'Ila) 

10) Vgl JAB1 1948, 44. 
71) In mehrfacher Hinsicht bedenklich erscheint der jüngst . 

ergangene Erl des BMJ vom 16. 7. 1982, Zl 599.00I4-m 1182. 
Hierin wurde verfügt, daß die weitere Gewährung des Unterstüt­
zungsbeitrages grundsätzlich vom Nachweis entsprechender Ste­
nografiekenntnisse abhängig zu machen ist. Abgesehen davon, 
daß es dem Erl an jeglicher Rechtsgrundlage mangelt. bestehen 
auch unter dem Aspekt des Art 7 B-VG in seiner Funl.."tion als 
�allgemeines Sachlichkeitsgebot" (vgl die Nachweise in FN 35) 
verfassungsrechtliche Vorbehalte: die Rechtsgrundlagen der 
Gerichtspraxis (§ 6 DV zum RpG) messen dem Schriftführer­
dienst - und damit auch den hierfür erforderlichen Stenografie­
kennmissen - nur untergeordnete Bedeutung bei. Eine darauf 
fußende Differenzierung hinsichtlich der Besoldung von Rechts­
praktikanten kann daher nicht als "sachlich begründetM 
(VfSlg 2088; 2884; 3754; 4140; 4392) erscheinen. Bereits vor dem 
BMJ hat der Präsident des OLG Gru mit Erl vom 1. 12. 1981, Zl 
Jv 21 .320-4g181-1, eine inhaltlich gleich gelagene Verfügung 
getroffen. 

") BGBI 1973/121; vgl dazu auch die RV 1238 Big NR 1 1 .  GP 
und die RV 437 Big NR 13. GP. 

7''') Vgl neuerdings für das Verwaltungsverfahren § 14 Abs 5 u 
§ 44 Abs 1 u 3 AVG idF BGBI 1982/199. 
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Im Vergleich zu den unexakten und nur aus einer 
komplizierten Zusammenschau von RpG . DV und einem 
Ern zu gewinnenden Ausbildungsrichtlinien geben hinge­
gen die Rechtsgrundlagen für die Ärzteausbildung ein 
positives Exempel ab. 

Die durch die ÄrzteGNov 1964 neu eingeführten §§ 2b bis 2h 
schaffen klare und dem Legalilätsprinzip entsprechende Determi­
nanten für die medizinische Berufsausbildung. wenngleich nicht 
verschwiegen werden darf, daß auch hier erst ein Erk des VfGH 
den Anstoß zu dieser umfassenden Ergänzung des ÄrzteG gab"). 
Die auf Grund der im § 2 h  enthaltenen V-Ermächtigung erlassene 
Ärzte-Ausbildungsordnung") konkretisiert die gesetzlichen 
Bestimmungen und eine detaillierte Anlage enthält genaue 
Umschreibungen des Lehrzieles. Diese ist mit dem Ausbildungs­
plan für Rechtspraktikanten und Richteramtsanwäner zu verglei­
chen. Allerdings ist die erstere als integrierter Bestandteil der V 
im BGBI kundgemacht worden, während letzterer wiederum 
lediglich in der Rechtsform des Erl ergangen ist'·) . 

5. D i e  L ä n g e  d e r  A u s b i l d un g ' 

Hierbei zeigt sich besonders stark die historisch und 
standespolitisch bedingte Zersplitterung der Rechtsberufe. 
Gemäß § 2 Abs 2 der RAO") hat die zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft erforderliche praktische Verwendung 
fünf Jahre zu dauern. Hiervon sind mindestens neun 
Monate bei Gericht zu verbringen. Die Absolvierung der 
Gerichtspraxis ist also eine obligatorische Voraussetzung 
für die Zulassung zur RechtsanwaltspTÜfung. Nach einem 
ministeriellen Erl"') bestehen jedoch keine Bedenken dage­
gen, Rechtspraktikanten weiterhin auf die Dauer eines 
Jahres in die Gerichtspraxis aufzunehmen, sofern nicht die 
Zulassung zu einer kürzeren Gerichispraxis beantragt v.;rd. 

Kein vergleichbarer fixer Zeitraum ist in der NO"!9) vorgesehen. 
§ 6 Abs 2 bestimmt lediglich, daß von der Dauer der praktischen 
Verwendung im Sinne des Abs l lit d (= siebenjährige praktische 
Verwendung) mindestens drei Jahre als Notariatskandidat nach 
Ablegung einer der im Abs 1 lit c genannten Prüfungen (= Nota-

• riats-, Rechtsanwalts- oder Richteramtsprüfung) zu verbringen 
sind. Die übrige Zeit kann als Notariatskandidat, Rechtsprakti­
kant, Richteramtsanwärter , Richter, Staatsanwalt, Rechtsanwalts­
anwärter, Rechtsanwalt oder als rechtskundiger Beamter beim 
BMJ oder bei der Fmanzprokuratur verbracht werden. Eine 
Gerichtspraxis ist nicht unbedingt für die Verleihung des Amtes 
eines Notars erforderlich. 

Ähnlich allgemein formuliert § 15 RDGiO) , daß die vor der 
Ernennung zum Richteramtsanwäner zurückgelegte Praxis als 
Rechtspraktikant, bei der Finanzprokurat'.lT oder bei einer ande­
ren Dienststelle der Verwaltung, als Rechtsanwaltsanwärter oder 
Notariatskandidat vom Präsidenten des OLG ganz oder teilweise 
in den Ausbildungsdienst einzurechnen ist, soweit durch diese 
Praxis eine den Zwecken des Ausbildungsdienstes entsprechende 
Verwendung und Ausbildung des Richteramtsanwärters gewähr­
leistet ist. Allerdings tendiert das Justizm:nisterium dazu, § 15 

73) Erl des BMJ v 27. 9. 1976, Zl 600.00Ill-III In6. 
"') Vgl BGB1 1964/50 und VfSlg 1963/4413. 
") BGBI 1974136 idF BGBI 1981/357. 
76) Nicht übersehen werden darf in diesem Zusammenhang. daß 

rechtsdogmatische Probleme - ähnlich jenen der Gerichtspraxis -
auch bei anderen postuniversitären Ausbildungsverhältnissen 
bestehen; erwähnt seien die Apotheken-Aspiranten (dazu 
Tichatsch e k, Rechtsfragen der Pharmazeutenausbildung / 1971 ]  
18) und di e  Probelehrer. 

"rI) RGBI 1 868/96 idF Nov BGBI 1973/570. 
") Erl BMJ v 1. 7. 1974, ZI 750-20n4. 
19) RGBI 1871n5. 
&'l) BGBI 19611305 idF BGBI 1981m. 

RDG eng auszulegen·�. Daher ·kommt als anrechenbare Voraus­
bildung faktisch nur die Gerichtspraxis in Betracht . Ein weiteres 
Problem ergibt sich daraus. daß nicht jeder Übernahmswerber 
bereits nach einjähriger GeriChtspraxis in den richterlichen Vorbe­
reitungsdienst übernommen werden kann. BislaDl! behalf sich die 
J ustizverwaltung in praxi damit. die Gerichtspraxis auf Ansuchen 
formlos um ein weiteres Jahr zu verlängern und machte die 
Verlängerung um ein drittes Jahr von einer ministeriellen Geneh­
migung abhängig, ohne daß eine besondere gesetzliche Grundlate 
für diese Vorgangsweise vorhanden gewesen wäre . Neuerdin�s 
werden jedoch Ansuchen auf Fortsetzung der GeriChtspraxis üb;r 
das erste J ahr hinaus wegen der großen Zahl der Rec:htspraktikan­
ten nur mehr dann bewilligt. wenn der Rechtspraktikant für eine 
Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst in Betracht 
gezogen werden kann·'·). 

Von geradezu frappierender Klarheit und Einfachheit 
sind vergleichsweise die Bestimmungen über die Dauer der 
anderen postuniversitären Ausbildungsverhältnisse. 

So statuiert § 20 Z 13 der Prüfungsvorschrift für das Lehramt an 
MinelschulenRZ), daß der Probedienst einschließlich der Schulfe­
rien 12 Monate dauert. § 21 lit c Z 4 legt fest, daß ein ordnungsge­
mäß zurückgelegter Probedienst nicht wiederholt werden kann. 
Ausbildungserfordernis für den praktischen Arzt ist gemäß § 2 
Abs 3 ÄrzteG&:!) eine mindestens dreijährige , für den Facharzt mit 
Ausnahme der Zahnärzte gemäß § 2c Abs 1 leg cit eine minde­
stens sechsjährige praktische Ausbildung. Schließlich normiert § 1 
des BG betreffend die praktische Ausbildung der Magister (Dok­
toren) der PharmazieAI), daß Magister (Doktoren) der Pharmazie 
in einer öffentlichen Apotheke oder in einer Anstaltsapotheke 
mindestens ein Jahr lang eine fachliche Ausbildung zu genießen 
und den Erfolg dieser Ausbildung durch eine praktische Prüfung 
nachzuweisen haben. 

6. D i e  B e e n d i gung d e s  A u s b i l d u n gsverhäl t n i s s e s  

§ 9 RpG sieht vor, daß der OLG-Präsident auf Ansu­
chen des Rechtspraktikanten der Auflösung des Ausbil­
dungsverhältnisses ohne unnötigen Aufschub, längstens 
aber binnen zehn Tagen, stattzugeben hat. Bis dahin ist der 
Rechtspraktikant allerdings verpflichtet, seinen dienstli­
chen Obliegenheiten nachzukommen. Nach Beendigung 
der Gerichtspraxis hat der ReChtspraktikant Anspruch auf 
eine Amtsbestätigun�) über das zurückgelegte Ausbj]­
dungsverhältnis. 

7. D i e  D i szip l inarm aß n a h m e n  

Primäre Rechtsgrundlage für Disziplinarmaßnahmen 
gegen Rechtspraktikanten stellt § 17 Abs 3 GOG 1896 dar. 
Demnach sind Rechtspraktikanten zuerst durch Ermah­
nungen zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. Bleiben 
diese fruchtlos oder liegt eine schwere Pflichtverletzung 
vor, so kann der Präsident des OLG den Ausschluß von der 
Gerichtspraxis aussprechen. In diesem Fall kann der Aus­
geschlossene die Gerichtspraxis bei dem Gericht, bei dem 
er den Ausschlußtatbestand gesetzt hat, weder fortsetzen 

RI) Vgl dazu FN 73. 
"') Vgl den Erl des BMJ vom 16. 7. 1 982. Zl 599.00f';·III 1/82. 

Nähe�e Kriterien zur Ermittlung jener Rechtspraktikanten. die 
zur Ubernahme in den richterlichen Vorbereiruncsdienst in 
Betracht gezogen werden sollen, legt der Erl hingegeIi" nicht fest. 

12) Vgl FN 54. 
83) BGBJ 1 949/92 idgF. 
AI) BGBI 1925/127 idF BGB1 19691139. 
R�) Ähnlich auch die Zeugnispfiichten gemäß § 21 lit e !\ijnel­

schullehrer-Prüfungsvorschrift; § 2c ÄrzteG und § i Pharmazeuti­
sche FachkräfteV. 
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noch wieder aufnehmen . In besonders schweren Fällen ist 
ein Ausschluß von allen Gerichten des OLG-Sprengels 
möglich""). 

Gegen den Ausschluß sieht § 17 Abs 3 GOG das 
Rechtsmittel der Beschwerde an den BMJ vor, die binnen 
14 Tagen zu erheben ist . Aus dem Wortlaut des § 17 Abs 3 
GOG und einem Erk des VwGH"') ist abzuleiten , daß der 
Ausschluß von der Gerichtspraxis mit Bescheid auszuspre­
chen ist . Dieser Ansicht kommt insofern besondere Bedeu­
tung zu, als durch den Ausschluß von der Gerichtspraxis 
sehr massiv in subjektive Rechte eingegriffen werden kann. 
Man denke nur daran, daß die neunmonatige Gerichtspra­
xis ein Zulassungserfordernis für die Ausübung des Rechts­
anwaltsberufes darstellt. Widrigenfalls würde man sich 
übrigens sämtlicher in der Verfassung statuierter Rechts­
schutzmechanismen begeben. 

Verfahrensrechtlich wird das A VG und nicht das DVG 
Anwendung zu finden haben, weil letzteres bereits in 
seinem § 1 Abs 1 auf das öffentlich-rechtliche Dienstver­
hältnis Bezug nimmt, wo hingegen sich die Gerichtspraxis 
als öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis darstellt. 

V. Die sozialrecbtlicbe Stellung des Recbtspraktikanten 

1 .  Die  Einordnung des  R echtsprakt ikanten in 
das A S V G  

Das ASVG") regelt als zentrale Norm des Sozialversi­
cherungswesens in grundlegender Weise die gesetzliche 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung. Wenn ein 
Versicherungspflichtiger von allen drei Versicherungsarten 
erlaßt ist, so liegt ein Vollversicherungsver�ältnis iS des 
ASVG vor. Ein Vollversicherungsverhältnis gemäß § 4 
Abs 1 Z 4 ASVG besteht, wenn die ausgeübte Beschäfti­
gung dem "Zweck der vorgeschriebenen Ausbildung für 
den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfor­
dernden Beruf nach Abschluß dieser Hochschulbildung 
dient", sofern die Ausbildung nicht im Rahmen eines 
Dienst- oder Lehrverhältnisses erfolgt. Demnach ist auf 
das Ausbildungsverhältnis von Rechtspraktikanten das 
ASVG voll anwendbar, zumal auch' die im Gesetz formu­
lierten Ausnahmetatbestände auf Rechtspraktikanten nicht 
zutreffen. Schwierigkeiten könnte allenfalls der Begriff der 
"vorgeschriebenen Ausbildung" bereiten, da die Absolvie­
rung der Gerichtspraxis als Antrittsvoraussetzung für ein­
zelne Rechtsberufe unterschiedlich geregelt ist. Auf die 
diesbezüglichen Ausführungen zur Länge der Ausbildung 
wird verwiesen. Die Rechtspraktikanten sind somit in das 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherungssystem des 
ASVG integriert"). Sofern jedoch ein Rechtspraktikant 
keinen Unterstützungsbeitrag bezieht, bleibt er vom 
Anspruch auf Krankengeld ausgenommen, da in § 138 

16) Auch die Disziplinarmaßnahmen scheinen im Lichte von 
An 18 B-VG nur unzureichend determiniert. Diesbezügliche 
Bedenken werden jedoch von der VfGH-Jud zum Disziplinarrecht 
im wesentlichen nicht geteilt. Der VfGH hegt keine verfassungs­
rechtlichen Bedenken dagegen, wenn das Disziplinarrecht keine 
konkreten Tatbestände der verschiedenen Arten von DienSTVerge­
hen aufstellt. sondern nur einen einzigen allgemeinen Tatbestand 
kennt (VfSlg 1976n907). 

660) VwSlg 1947163 A.  
") BGBI 1955/189 idgF. 
16) Vgl dazu Krejci ,  Das Sozialversicherungsverhältnis ( 1977) 

75f mwN. 

Abs 2 Iit b ASVG der Erhalt eines Bezuges als Anspruchs­
voraussetzung normiert wird.") 

2. D i e  Arb e i t s l osenvers ich e r ung  

Eng verwoben mit dem ASVG90) übernimmt das 
AIVG9I) die Abgrenzungsformel des § 4 Abs 1 Z 4 ASVG 
zur Bestimmung der Anspruchsgrundlage (§ 1 Abs 1 lit d 
AIVG). Voraussetzungen des Anspruches auf Gewährung 
von Arbeitslosengeld sind demnach gemäß § 7 AlVG. daß 
der Berechtigte arbeitsfähig, arbeits willig und aroeitslos 
ist'll) .  die Anwartschaft erfüllt und die Bezugsdauer noch 
nicht erschöpft hat. 

Für Rechtspraktikanten von besonderer Bedeutung ist 
dabei das Kriterium der A n w a rt sc h aft. Nach § 14 Abs 1 
AIVG muß vor der erstmaligen Inanspruchnahme des 
Arbeitslosengeldes ein zumindest 52wöchiges, arbeitslo­
senversicherungspfIichtiges Beschäftigungsverhältnis vor­
gelegen haben. Zur Erfüllung dieser Voraussetzung ist eine 
Rahmenfrist von 24 Monaten vorgegeben. Wird also die 
Zulassung zur Gerichtspraxis nach Ablauf des ersten 
Jahres nicht verlängert, so entsteht damit der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld, wenn der Rechtspraktikant keine andere 
zumutbare (§ 9 AlVG) Beschäftigung findet. 

3. Die  Mutterschaft i n  sozia l recht l icher  Sich t  

a) Anwendbarkeit des MunerschU1zgesetzes? 

Das MSchG93) ist nur auf Arbeitnehmerinnen iS des 
Arbeitsvemagsrechtes"), auf Heimarbeiterinnen und mit 
Sonderbestimmungen auf im § 17 aufgezählte Dienstver­
hältnisse zu öffentlich-rechtlichen Körperschaften anzu­
wenden. Da Rechtspraktikantinnen in keinem Dienst­
sondern in einem Ausbildungsverhältnis stehen, scheint 
das Sonderschutzrecht des MSchG für Rechtspraktikantin­
nen nicht zu gelten . Zu beachten ist allerdings, daß der 
DN-Begriff des Arbeitnehmerschutzrechts weitergefaßt ist 
als jener des Arbeitsvemagsrechtes und demnach "alle in 
abhängiger Stellung Beschäftigten" erlaßt"). Deshalb ist 
die Anwendparkeit der Schutzfristen und Beschäftigungs­
verbote auf Rechtspraktikantinnen zu erwägen. 

Ansonsten wäre die Mutterschaft von Rechtspraktikan­
tinnen in rechtlicher Sicht einem Krankheitsfall gleichzu­
halten. Eine auf Grund der Mutterschaft notwendige 
Abwesenheit von der Gerichtspraxis wäre bis zum Höchst­
ausmaß von einem Monat in diese einzurechnen. Eine 
länger dauernde Abwesenheit würde gemäß § 9 RpG die 
Unterbrechung der Gerichtspraxis bewirken. 

89} Dieser Aspekt wird von den EB zur RV übersehen, wenn­
gleich darin die gemäß § 4 Abs 1 Z 4 ASVG in Betracht zu 
ziehenden Ausbildungsverhältnisse klar umrissen sind. 

90) Tomandl ,  GrundriB des österreicbischen Sozialrecbul 
(1980) 188, spricht von einer begrenzten Eigenständigkeit des 
AIVG. 

91) BGBI 1977/609 icIF BGB1 19811286. 
92) Die Arbeitslosigkeit stellt das zentraJe Tatbestandsmerkmal 

der Anspruchsvoraussetzungen dar; vgl dazu näher M a rhold. 
Arbeitslosigkeit iS des AlVG, in: Tomandl  (Hrsg) , Grundle­
gende Rechtsfragen der Arbeitslosenversicherung (1981) 1. 

93) BGBI 19791221 .  
") Sp ie lbüchl e r - Flore t ta, Individualarbeitsrecht (1976) 

194; Schwarz- Löschnigg, Arbeitsrecht (1982) 588ff. 
") Sp ie lbüch l e r - Fl ore t ta, Individualarbeitsrecht 224; 

Sch warz, Öffentliches und privates Recht in der arbeitsrechtli­
chen Systembildung (1973) 13f; S cbwarz - Lösch nigg, Arbeits­
recht 567. 
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b) Das Wochengeld 

§ 162 Abs 5 ASVG macht den A nspruch auf Wochen­
geld davon abhängig, daß einem Pflichtversichenen die 
Krankengeldleistung des ASVG zusteht . Da - wie bereits 
erwähnt - § 138 Abs 2 lit b ASVG den Krankengeldan­
spruch an den Erhalt eines Bezuges knüpft , steht Rechts­
praktikantinnen Wochengeld insoweit zu ,  als ihnen ein 
Adjutum gewähn wird�). 

c) Karenz urlaubsgeld 

Voraussetzungen für die Gewährung des Karenzurlaubs­
geldes sind, daß das Dienstverhältnis (hier: Ausbildungs­
verhältnis) wegen der bevorstehenden oder erfolgten Ent­
bindung ein Ende findet oder sich die Mutter aus Anlaß der 
Mutterschaft in einem Karenzurlaub befindet. Desweiteren 
muß das Neugeborene mit der Mutter im selben Haushalt 
leben und von ihr überwiegend gepflegt werden. Außer­
dem muS die Anwartschaft96) erfüllt sein. Von der Voraus­
setzung des Wochengeldanspruches wird abgesehen, sofern 
das für die Mutter in Betracht kommende Krankenversi­
cherungsgesetz einen solchen - wie möglicherweise im 
vorliegenden Fall - nicht vorsieht") oder wenn ein Karenz­
urlaub vereinbart wurde. Letztere Voraussetzung hängt 
eng mit der Anwendbarkeit des MSchG zusammen und ist 
daher höchst zweifelhaft. Demnach haben .Rechtsprakti­
kantinnen unter obigen Voraussetzungen Anspruch auf 
Karenzurlaubsgeld bis zum ersten Gebunstag des 
Kindes"). 

4. D i e  u r l a u b s r e c h t l i c h e n  R e g e l u n g en 

§ 7 des RpG räumt den nicht im richterlichen Vorberei­
tungsdienst stehenden Rechtspraktikanten für jedes Jahr 
ihrer Gerichtspraxis einen zweiwöchigen Urlaubsanspruch 
ein. Darüber hinaus erhebt das BMJ "keinen Einwand 
dagegen, daß mit sofortiger Wirkung Rechtspraktikanten 
auf ihr Ansuchen über die gesetzliche Urlaubsdauer hinaus 
noch an weiteren zehn aufeinanderfolgenden oder einzel­
nen Arbeitstagen in jedem Jahr der Gerichtspraxis zu 
Erholungszwecken dienstfrei gestellt werden"99). 

In der Praxis werden Rechtspraktikanten damit jährlich 
vier Wochen an Erholungsurlaub eingeräumt. Was die 
über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinausgehenden 
zehn Urlaubstage betrifft, entbehrt der entsprechende Erl 
jeglicher gesetzlicher Deckungi"'). Die Rechtsform des Erl 
ist zudem nicht das adäquate Instrument, einen subjektiven 
Anspruch des Normadressat�n zu begründen. 

tjo) Vgl zu ähnlich gelagenen Problemstellung bei Probeleh­
rem: Löschnigg, Wochengeldberechnung unter Berücksichti­
gung von Probelehrerzeiten, öRdA 1982, 393ff. 

96) § 14 A1VG: 52 Wochen Beschäftigung innerhalb von 24 Mo­
naten. 

f1) Vgl § 138 Abs 2 lit b ASVG iVm § 162 Abs 5 ASVG. 
") Siehe generell zum Karenzurlaubsgeld Tomandl, Grund­

riß2 195f u Pi lshofer. Sonstige Probleme der Arbeitslosenversi· 
cherung aus der Sicht der Praxis, in: Tom and l  (Hrsg) , Rechtsfra· 
gen, 73ff. 

99) Siehe den Erl des BJ>..1J v 1 1 . 5. 1970, Z1 2415·20nO idF Erl 
BMJ \' 25. 10. 1977, ZI 599.00/1·IIl 1m. 

100) Auf die diesbezüglichen Erwägungen zum Unterstützungs­
beitrag wird verwiesen. 

5. Die E n t g e l t fo rtza h l u n g  

Der Anspruch auf Entgeltfonzablung setzt nach § 1 
EFZG'OI) ein auf einem privatrechtlicben Venrag beruhen­
des Arbeitsverhältnis vorausKr:). Für öffentlich-rechtliche 
ßienstverhältnisse sind in einzelnen spezialgesetzlichen 
Regelungen entsprechende B estimmungen enthaltenKD). 
Für Rechtspraktikanten kommt ein Entgeltfonzahlungsan­
spruch nicht in Betracht. da diese nicht in einem pri\'at­
rechtlichen Arbeitsverhältnis zum Bund stehen und ein 
spezial gesetzlicher Anspruch auf Entgeltfonzahlung nicht 
auszumachen ist. 

VI. Rechtspoütische Erwägungen 

Im abgelaufenen Jahrzehnt wurde in Österreich eine 
Reihe von neuen Studiengesetzen erlasseni"). Ihnen 
gemeinsam ist das Bemühen um eine zeitgemäße Neuord­
nung der universitären AusbildunglC!!) . Im Bereich der 
postuniversitären Ausbildung stellt man fest, daß in vielen 
Fällen die Rechtsgrundlage G esetze aus der Monarchie 
bzw gesetzesvenretende Verordnungen aus der Zeit des 
Ständestaates sind. Diese Situation wird dann besonders 
prekär, wenn sich der Gesetzgeber, so wie bei den Juristen, 
für das Modell einer zweistufigen Ausbildung, welches die 
praktische Unterweisung der theoretischen, universitären 
folgen läßt, entschieden hatlG6). In diesem Sinne,  aber auch 
aus rechtsstaatlichen Erwägungen, ist -daher dringend die 
Erlassung eines neuen RpG zu fordern, dessen Konturen 
von folgenden Überlegungen geprägt sein sollten: 

Auf die A u fn ahme in die Gerichtspraxis sollte ein 
Rechtsanspruch bestehen; ebenso sollten die Gründe für 
die· Verweigerung der Aufnahme taxativ aufgezählt wer­
den. Adäquates Gestaltungsminel für die Begründung und 
Beendigung wäre ebenso wie bei der WeiterverJängerung 
der Gerichtspraxis der Bescheid. Der zuständigen Justiz­
verwaltungsbehörde sollte eine Entscbeidungspflicht aufer­
legt werden. 

Beim A u sschluß von der Gerichtspraxis wäre dem 
Auszuschließenden Parteistellung einzuräumen. Der Aus­
schluß dürfte nur unter Angabe von gesetzlich vorgegebe­
nen Gründen mittels Bescbeid erfolgen_ 

Bisher nicht vorhandene gesetzliche Grundlagen fü.r das 
A d j u t u m  und Teile des U rl a u bsanspru c h e s  müßten 
geschaffen werden. Ebenso könnte man zur Diskussion 

101) BGBI 19741399 idF BGBI 1977/621_ 
1111) Zum Geltungsbereich des EFZG vgl iDsb Krejci, Einige 

Fragen zum Entgeltfonzahlungsgesetz, ZAS 1975. 3ff(4). 
103) ZB § 62 Abs 3 RDG iVm § 84 Abs 1 lit a RDG. 
'''') Vgl zB MecliziDerG, BGBI 1973/123; BG fiber geistes- und 

naturwissenschaftliche Studienrichtungcn. BGBI 19711326; 
Rechtswissenschaftliches StudienG, BGBl l9781l40 idF 1982/322. 

1(5) Wie weit diese Zielsetzung im einzelnen erfüllt worden ist, 
soll hier nicht bewenet werden. Dazu wäre eine detailliene 
Auseinandersetzung mit deren Inhalten erforderlich. 

I"') S t rasser, Rechtswissenschaftliches Studiengesetz (1981) 
19; Jes ionek. Wege und Ziele der richterlichen Standespolitil:. 
RZ 1975, 185. 

In der BRD ist die Diskussion über eiD Stufensystem in der 
Juristenausbildung um vieles intensiver erfolgt als in ÖSterreich; 
vgl aus der Fülle der jüngeren Lit: S trötz. Zur En�icklung des 
_Einheitsjuristenk • BayVBI 1982, 142; B ra uno Juristenausbildung 
im Umbruch - Zur Diskussion um die Neuordnung der Juristen­
ausbildung, JA 1981 , 550; E i t h . Zehn Jahre cinstufige Juristen­
ausbildung - vorläufige Kurzbilanz und Ausblick ZRP 1982. 47 u 
Cloi d t - H e n r)'. Juristenausbildung . ZRP 1981, 270. 
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stellen, das ' Adjutum nach vollendeten neun Monaten die R�ch�waltsprüfung ' die . R.icbt�tSPriifW:ig; :eine' :' 
Gerichtspraxis auf 90% des Gehaltes des ungeprüften entsprechende : AnrechDungsbCstimmung·�. iüiigegen: in:�. 
Richteramtsanwäners zu erhöhen. Zu diesem Zeitpunkt der RAO nicht vorgesehen. W'eitere Sondemonrien gelten .� 
�eichnet sich bereits ab. ob der Rechtspraktikant die für die Eintragung in die Verteidigerliste beim GH zweitei " . 
Ubernahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst ernst- InstanzIlO). Abermals anderen . Voraussetzungen sind die : 
haft anstrebt. Auch seine Verwendung entspricht im Verwaltungsdienstprüfungen für die rechtskundigen Dien- ' .  
wesentlichen der eines Richteramtsanwärters. ste in B und und Ländern unterworfen. . " 

' .  
Dringend notwendig wäre ferner die Verbesserung des Einen neuen Gesichtspunkt erlangt dieses Problem 

noch unzureichenden sozi a l r e c h t l i c h e n  S t a n d ards. durch die Bestimmung des § 12 Abs S des Recbtswisseii-
Dies gilt insbesondere für die Bereiche Mutterschutz, schaftlichen StudienG. Dem Kandidaten sind für die Erlan-
Emgeltfortzahlung und Krankenstand. Eine Orientie- gung des Doktorates die Richteramtsprüfung, die Rechts-
rungshilfe könnte in diesem Zusammenhang die Entgelt- anwaltsprüfung, die Notariatsprüfung oder eine DieDstprü-
fonzahlungsbestimmung des § 4 des G über die Ausbil- fung für einen rechtskundigen Verwaltungsdienst beim 
dungsbeiträge für Probelehrer"") bieten. Bund oder bei den Ländern auf Antrag insoweit als 

Wesentliches Augenmerk sollte auch der Neuformulie· Rigorosumsfächer anzurechnen, als Gleichwertigkeit nach 
rung der Ausbildungsrichtlinien und in diesem Zusammen- Inhalt und Umfang besteht. Eine zusammen mit dem 
hang der Schaffung einer umfassenden Rechtspraxis, die Rechtswissenschaftlichen Studiengesetz verabschiedete 
auch Verwaltungsbehörden einschließt, gewidmet werden. Entschließung des NationalratesIll) verlangt von der Bun-
Ansätze zu diesem Gedankengang sind bereits vorhanden. desregierung, sie möge Gesetzesvorschläge vorlegen. die 
Sie finden sich in einer Resolution zum RpG aus 1910'(8) der-Anpassung der Berufs- und Anstellungserfordernisse 
und in einem Vorentwurf des BMJ v 18. 12. 1981 zu einer zur Ausübung juristischer Berufe an die durch das neue 
RDG-NoV'09) . Nachteil dieser an sich sinnvollen Regelung Studiengesetz geschaffene Lage dienen. Die erfolgreiche 
ist allerdings, daß sie nur für Richteramtsanwärter gelten Absolvierung des Diplomstudiums sollte grundsätzlich die 
soll. In der standespolitischen Zersplitterung liegt ein Möglichkeit zur Ausübung aller juristischen Berufe -
Hauptübel der postuniversitären Juristenausbildung. So ausgenommen allenfalls die wissenschaftliche Laufbahn an 
muß zur Erlangung einer Notarstelle der Bewerber gemäß einer Universität - eröffnen. 

. 

§ 6 NO die Notariats-, Rechtsanwalts- oder Richteramts- Auch dieses Problem harrt - wie so �ele Fragen der 
prüfung bestanden haben. Gemäß § 26 Abs' 1 RDG ersetzt postuniversitären Ausbildung in Österreich - einer Lösung 

'111) S FN 58. 
1(8) 937 Blg Sten Prot Abg Haus XX. SeSsion, 11 .  
10;) S FN 8.  

durch den Gesetzgeber. 
110) H etfleisch, Notariatsprüfung, NZ 1976, 29. 
111) Vgl den Nachweis bei Strasser, Studiengesetz 44  (Anm 3). 

Entscheidungen N r  1 -4  

1 .  - § 6 Abs l AngG; Art vn Abs 7 29. ASVG-Novelle 

1. Fiir den Inhalt der vom AN zu leistenden Dienste ist gnmdsätz­
lieh der Arbeitsvertrag maßgebend. Andere als die so vereinbar· 
ten Dienste brauc:bt der AN regelmäßig nicht zu leisten. 
2. Die den Arbeitsverhältnissen innewobaende Umstandsklausei 
und die TreuepDic:bt des AN kÖDDen den AN ausnahmsweise zur 
Hinnahme von zumutbaren Änderungen des arbeitsvertraglic:ben 
Aufgabenbereiches verpDic:bten. 
3. Diese Ausnahme kOlDDlt jedenfalls bei der von der 29. ASVG­
Nov angeordneten Überleitung der Arbeitsverhältnisse von einem 
Versichel'WlgStriger auf einen aoderen zum Tra:;en. Der Einspa. 
l'1IIlgs- und Rationalisiel'1lDgSZWeck dieser Novelle gebietet, daß 
trotz Art VB Abs 7 der erwähnten Nov der einzelne AN Ände­
rungen und Modifikationen des arbeitsvertraglichen Aufgabenbe­
reiches im Rahmen des Zumutbaren hinnehmen muß. 
4. Die FlIDktion eines leitenden Chefarztes eines klemen Sozial· 
versicherungstrigers ist mit jener eines wesentlich größeren 
Sozialversic:bel'1lDgS1rigers nicht vergleichbar. Hat der leitende 
Chefarzt des kleinen Sozialversicherungsträgers schon im Rahmen 
seiner bisherigen Titigkeit zu 50% die Funktion eines Kontrollan· 
tes ausgeübt, so ist ihm die Stellung eines reinen Kontrollarztes im 
Rahmen des größeren Sozialversic:berungsträgers zumutbar. 

OGH 29. 5. 1979, 4 Ob 122178; LGZ Graz 3 , 1 0 . 1 978 2 Cg 
45n8; ArbG Gräz 30. 5 . 1978 1 Cr 209n5. 

Der Kl war seit 1958 provisorisch mit der Venretung des 
leitenden Chefarztes der Landwinschaftskrankenkasse für St (im 

folgenden LKK) betraut und wurde 1966 zum leitenden Chefarzt 
der LKK bestellt. Er war in dieser Funktion zuletzt mit Wirksam­
keit ab 1 .  9. 1973 gemäß der Dienstordnung B für die ÄIzte und 
Dentisten bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO B) 
in die Verwendungsgruppe All eingereiht gewesen. 

Auf Grund der 29. Nov zum ASVG BGBl l973131 kam es zu 
einer Neuorganisation der Sozialversicberungsträger (SozYrr) 
und damit insbesondere zur Überführung des Arbeitsverbältnisses 
des Kl zur LKK in ein Arbeitsverhältnis zur beklagten GKK. 
Gemäß Art VII Abs 7 der 29. ASVG-Nov mußte dabei jedem in 
Betracht kommenden Bediensteten die Beibehaltung seiner am 
31 .  12. 1973 erreichten dienst-, besoldungs- und pcDSionsrcchtli­
chen Stellung geWährleistet sein; bei der Übernahme war auf seine 
persönlichen Verhältnisse. insbesondere seinen FamilienstaDd 
sowie auf seine bisherige Tätigkeit Bedacht zu nehmen. Die Bekl 
bestätigte auch am 2. 1 .  1974 ausdrücklich, daß der Kl iS der 
angeführten Gesetzesstelle als Bediensteter der LKK mit allen 
Rechten und Pflichten in den DienststaDd der Bekl übernommen 
werde. Der Kl wird von der Bekl als Kontrollarzt in G. eingesetzt. 

Im vorliegenden Rechtsstreit stellt der Kl das Begehren auf 
Feststellung, daß die von der Bekl ihm gegenüber angeordnete 
Änderung ' des bisherigen Tätigkeitsbereiches eines leitenden 
Chefarztes in den eines Kontrollarztes der Bekl vertragsv.idrig sei 
und er daher zu dieser Tätigkeit nicht verpflichtet sei. 

Demgegenüber ist die Bekl der Auffassung, daß der Kl gemäß 
der ASVG·Nov bloß eine angemessene und gleichwertige, nicbt 
aber eine in der Funktion völlig gleichartige Stellung beanspru-
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